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Hitlers Innenminister: Dr. Wilhelm Frick (1877–1946)

1 Zu Wilhelm Frick gibt es mehrere Biogra�en. Die ausführlichste ist Günter Neliba, Wilhelm 
Frick – Der Legalist des Unrechtsstaats. Eine politische Biographie. Paderborn u. a. 1992. Kür-
zere Biogra�en sind ders., Wilhelm Frick – Reichsinnenminister und Rassist, in: Ronald 
Smelser/Enrico Syring/Rainer Zitelmann (Hrsg.), Die braune Elite 2, 2. Au�. Darmstadt 
1999, 80–90; Werner Fischer, Wilhelm Frick – »An den Galgen mit den Verbrechern …«, 
in: Kurt Pätzold/Manfred Weißbecker (Hrsg.), Stufen zum Galgen. Lebenswege vor den 
Nürnberger Urteilen. Leipzig 2004, 224–263; Dieter Rebentisch, Führerstaat und Verwaltung 
im Zweiten Weltkrieg. Verfassungsentwicklung und Verfassungspolitik 1939–1945, Stutt-
gart 1989, 98–101; Reinold Rehberger, Kerndeutsch. Der Landkreis Rockenhausen in der 
Nazi-Zeit. Geldern 1989, 220–228; eine apologetische (NS-)Biogra�e stammt aus der Feder 
von Hans Fabricius, Der Reichsleiter Dr. Frick, in: Hans Pfundtner (Hrsg.), Dr. Frick und 
sein Ministerium. München 1937, 159–184. Die Zitate stammen von Rehberger, Kerndeutsch 
(a. a. O.), 220.

2 Zit. nach einem Artikel, der im Stadtarchiv Bad Kreuznach in der Materialsammlung 
»Ehrenbürger« archiviert ist. Sehr wahrscheinlich handelt es sich dabei um das Nationalblatt�– 
Ausgabe Bad Kreuznach – Seite: Kreuznacher Beobachter, vom 25. Mai 1936.

Einleitung

Die Nationalsozialisten lobten Wilhelm 
Frick 1 als »größten Sohn der Nordpfalz« 
und als »engsten Mitarbeiter des Füh-
rers«. Otto Strasser, ein »links abweicheln-
der« Nazi, verspottete ihn als »typischen 
Durch schnittsverwaltungsbeamten«, das 
Urteil des Internationalen Militärgerichts-
hofs von Nürnberg nannte ihn einen »füh-
renden Nazi-Spezialisten und Bürokra-
ten« und die örtliche Presse begrüßte ihn 
bei seinem Besuch in Bad Kreuznach als 
»Sohn unseres Nahelandes«2. Wer war die-
ser Dr. Wilhelm Frick, der bei seinem Be-
such des Nahelandes Ende Mai 1936 im 
Zenit seiner Macht war und einige Wo-
chen später als Innenminister und damit 
als Sportminister an der Seite Adolf Hit-
lers bei den Olympischen Spielen in Berlin 

im Rampenlicht stand? Verfolgen wir die 
69 Jahre seines Lebens- und Berufsweges 

Abb. 1: Dr. Wilhelm Frick, 1946 im Nürn-
berger Hauptkriegsverbrecherprozess.
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vom nordpfälzischen Alsenz bis zum Gal-
gen in Nürnberg.

Kindheit, Jugend, Ausbildung und 
erste Berufsjahre in der Pfalz

Wilhelm Frick wurde am 12. März 1877 
in Alsenz, einem »Dorf im Norden der 
bayerischen Rheinpfalz« (Bezirksamt Ro-
ckenhausen/Bezirk Kirchheimbolanden), 
als jüngstes von vier Kindern des evan-
gelischen Bezirksoberlehrers Wilhelm 
Frick und seiner Ehefrau Henriette, geb. 
Schmidt, geboren. Kurz vor der Geburt 
des Sohnes wurde der Vater Lehrer in Al-
senz. Die Familie väterlicherseits stammte 
aus Duch roth, einem Dorf zwischen Bad 
Kreuznach und Idar-Oberstein, unweit der 
Mündung des Glan in die Nahe gelegen. 
Die Vorfahren waren meist Bauern und 
Winzer – sehr bodenständig und »arisch«. 
Die Bodenverwurzelung und die »Reinheit 
der Geschlechterfolge« waren Frick sehr 
wichtig – für seine eigene Biogra�e und 
dann auch für die Blut-und-Boden- und 
Rassenideologie der Nationalsozialisten.

Schon 1879 – der kleine Wilhelm war 
gerade einmal zwei Jahre alt – zog die Fa-
milie nach Kaiserslautern. Sein Vater mach-
te weiter Karriere und wurde dort Be-
zirksoberlehrer (Schulrat). Wilhelm ging 
in Kaiserslautern zur Volksschule und dann 
zum Gymnasium. Schon früh, als er 16 
Jahre alt war, starb seine Mutter. Sehr viel 
mehr wissen wir aus dieser frühen Zeit über 
Frick und seine Situation aber nicht. Es gibt 

3 Gespräch mit Ernst Röder am 19. August 1986, zit. nach: Rehberger, Kerndeutsch (wie Anm. 
1), 223.

4 Vgl. Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 23.

auch keine persönlichen Aufzeichnungen 
von ihm – aus der späteren Zeit existieren 
auch nur wenige. Einer, der ihn aus der Ju-
gend kannte, sagte über den Lehrersohn, 
er sei sehr verschlossen und ehrgeizig ge-
wesen. Er habe sich sehr für Disziplin und 
Gerichtswesen interessiert und schnell an-
dere beurteilt und verurteilt.3

Nach seinem Abitur in Kaiserslautern 
begann Wilhelm Frick – was damals auch 
für einen Lehrersohn nicht selbstverständ-
lich war – mit einem Studium. Er belegte 
an der Universität in München das Fach 
Philologie, sattelte aber schon nach ei-
nem Semester um und studierte Rechts-
wissenschaften. Sein Jurastudium setzte 
er in Göttingen und Berlin fort und legte 
im Jahr 1900 die 1. juristische Staatsprü-
fung ab. Anschließend war er bayerischer 
Rechtspraktikant (Rechtsreferendar) in 
Kaiserslautern. Gleichzeitig promovier-
te Frick an der Universität in Heidelberg 
zum Dr. jur. Später – als er schon Minister 
war�– kam der Verdacht auf, dass er den 
Doktortitel zu Unrecht führe, weil man 
keine Dissertationsschrift von ihm fand. 
Der Vorwurf war aber unberechtigt. Wie 
die Juristische Fakultät der Universität mit-
teilte, konnte damals (bis 1904) die juristi-
sche Doktorprüfung wahlweise auch durch 
die Bearbeitung zweier vom Dekan zu be-
stimmender Textstellen bestanden werden. 
Von dieser, nicht unüblichen, Möglichkeit 
hatte Frick Gebrauch gemacht.4

1903 legte er die Staatsprüfung für den 
höheren Justiz- und Verwaltungsdienst 
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(die 2. juristische Staatsprüfung) ab und 
war dann von 1904 bis 1907 Regierungsak-
zessist bei der Kreisregierung Oberbayern 
und Amtsanwalt bei der Polizeidirektion 
München. Aus dieser Zeit ist eine dienst-
liche Beurteilung überliefert, in der Fricks 
Vorgesetzter ihn mit einer »Neigung zur 
Widerspenstigkeit« und als »verschlossen 
und hinterhältig« beschrieb.5

Anschließend kehrte Frick in die Pfalz 
zurück. Bis 1917 war er Bezirksamts-
assessor beim Bayerischen Bezirksamt 
(»Kreisverwaltung«) in Pirmasens. Nach 
dem äußeren Erscheinungsbild zu urtei-
len, durchlief er die juristische Ausbildung 
und seinen Berufseinstieg ohne Besonder-
heiten. Dabei waren seine Berufsaussich-
ten nicht schlecht. Schließlich war er in 
seiner Heimatregion tätig – als »Urpfäl-
zer« in der Pfalz. Schädlich war es auch 
nicht, evangelisch zu sein. Die Pfalz war 
damals mehrheitlich evangelisch, das übri-
ge Bayern zwar ganz überwiegend katho-
lisch, aber das schadete dem Fortkommen 
eines Protestanten nicht. Sie waren tradi-
tionell national orientiert und das passte 
schon in das Bild eines »modernen« Bay-
ern mit einer ef�zienten, zentralistischen 
Beamtenschaft.

So im Beruf situiert, heiratete Frick 
Elisabetha Emilie Nagel (1890–1978), die 
Tochter eines Schuhgroßhändlers aus Pir-
masens, und gründete eine Familie. Aus der 
Ehe – es sollte nicht die letzte sein – gingen 
drei Kinder hervor, zwei Söhne und eine 
Tochter. Für den Militärdienst wurde Frick 
als untauglich gemustert. Er nahm auch 

5 Zit. nach Neliba, ebenda.

nicht als Soldat am Ersten Weltkrieg teil. 
Das war in den Augen der Nationalsozia-
listen später an sich ein großes Manko, es 
sollte Frick persönlich aber nicht schaden.

Verwaltungsjurist bei der 
Polizei in München

Nach diesen Anfängen im Beruf wollte 
Frick weg aus der Pfalz und in die Haupt-
stadt München – offensichtlich um Karrie-
re zu machen. Seine Bewerbung an die 
Polizeidirektion München hatte alsbald Er-
folg. Man ließ ihn aber noch nicht ziehen. 
Vielmehr musste er zunächst das vakante 

Abb. 2: Wilhelm Frick in »Parteiuni-
form« der NSDAP, Ende der 1920er 
Jahre.



220

Joachim Hennig

Bezirksamt Pirmasens kommissarisch lei-
ten. Erst im Spätsommer 1917 wurde die 
Versetzung wirksam und Frick zum Regie-
rungsassessor befördert. In der Polizeidi-
rektion München übernahm er die Kriegs-
wucher-Abteilung. Dadurch soll sich – so 
Fricks NS-Biograf – sein antisemitisches 
Weltbild (weiter?) entwickelt haben. Dafür 
gibt es aber kaum aussagekräftige Belege.6

Auch in den Wirrnissen nach dem Ers-
ten Weltkrieg blieb Frick bei der Polizeidi-
rektion München und damit an einer sehr 
wichtigen Stelle im Kampf um die poli-
tische Neuordnung Deutschlands in der 
Zwischenkriegszeit. Bestimmt war dieser 
Kampf durch die Auseinandersetzungen 
um die Münchner Räterepublik und den 
Bürgerkrieg. Die Oberhand behielten die 
»Weißen Garden«. Sie rückten am 1. Mai 
1919 in München ein, richteten bei Blutbad 
mit vermutlich über 1000 Toten an (die Pa-
role lautete: »Pardon wird nicht gegeben«) 
und schlugen die Münchner Räterepublik 
endgültig nieder.7

Die neue sozialdemokratische baye-
rische Regierung unter Johannes Hoff-
mann (MSPD) setzte sofort Ernst Pöhner8 
als neuen Polizeipräsidenten von München 
ein. Der 1870 geborene Pöhner hatte als 
Hauptmann der Reserve am Ersten Welt-
krieg teilgenommen, wurde 1915 Oberlan-

6 Vgl. dazu Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 24.
7 Vgl. Heinrich Hannover/Elisabeth Hannover-Drück , Politische Justiz 1918–1933. Frankfurt 

am Main 1966, 53 ff.
8 Vgl. zu Ernst Pöhner Hans Günter Hockerts, Ernst Pöhner, in: NDB 20, Berlin 2001, 560 f. 

(Digitalisat).
9 Vgl. dazu im Einzelnen Werner Maser, Der Sturm auf die Republik. Frühgeschichte der 

NSDAP . Düsseldorf u. a. 1994, 213 ff.
10 Vgl. Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 28; Fischer, Frick (wie Anm. 1), 227; s. auch Maser, Sturm 

(wie Anm. 9), 297 ff.

desgerichtsrat in München und war kurz 
zuvor als Leiter des Gefängnisses Stadel-
heim bei München eingesetzt worden. Als 
neu ernannter Polizeipräsident von Mün-
chen schuf Pöhner eine »politische Abtei-
lung« und übertrug deren Leitung Wil-
helm Frick.

Im März 1920 – während in Berlin Ge-
neräle der Reichswehr und Freikorpsführer 
bei dem Kapp-Lüttwitz-Putsch die Demo-
kratie beseitigen und eine Diktatur errich-
ten wollten – erzwang Pöhner zusammen 
mit Gesinnungsgenossen in einer staats-
streichähnlichen Aktion den Rücktritt der 
Regierung, die ihn ein Jahr zuvor zum Po-
lizeipräsidenten gemacht hatte, und sorg-
te für die Einsetzung der rechten bürger-
lichen Regierung von Gustav Ritter von 
Kahr.9 Aus dieser Zeit kannte Pöhner auch 
den seit Kriegsende in München lebenden 
Adolf Hitler. Hitler hatte im Herbst 1919 
seinen Eintritt in die Deutsche Arbeiter-
partei (DAP ) erklärt und war deren eifriger 
Redner. Am 24. Februar 1920 benannte sich 
diese in Nationalsozialistische Deutsche 
Arbeiterpartei (NSDAP ) um und beschloss 
ihr 25-Punkte-Programm. Durch Pöhner 
lernten sich Hitler und Frick kennen. Bei-
de, Pöhner und Frick, taten in ihrer Funk-
tion als Polizeipräsident und dessen Vertre-
ter viel für Hitler und seine »Bewegung«.10
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Wenige Jahre später sagte Frick über 
sich, Pöhner und ihr Verhältnis zur »Hit-
ler-Bewegung«: »Wir [Pöhner und Frick, 
Erg. d. A.] erkannten, dass diese Bewe-
gung der nationalsozialistischen Partei, 
die damals ja noch klein war – es wäre 
ein Leichtes gewesen, sie damals noch zu 
unterdrücken, 1919 bis 1920 – nicht un-
terdrückt werden dürfe. Wir taten das 
nicht und wir taten das bewusst nicht, 
weil wir in ihr den Kern einer Erneuerung 
Deutschlands sahen, weil wir von Anfang 
an die Überzeugung hatten, dass die Be-
wegung diejenige ist, die geeignet wäre, 
in der marxistisch verseuchten Arbeiter-
schaft wieder festen Fuß zu fassen und 
die Arbeiterschaft ins nationale Lager zu-
rückzuführen. Deshalb hielten wir unsere 
schützende Hand über Herrn Hitler und 
die nationalsozialistische Partei.«11 Beson-
ders bei der Plakatzensur und der Geneh-
migung von Versammlungen hätten sie – 
so Frick weiter – Hitler und seine Partei 
begünstigt. Hitler erkannte das zeit seines 
Lebens dankbar an. Im in seiner Haftzeit 
1923/24 verfassten »Mein Kampf« lobte 
Hitler Pöhner und Frick als »die einzi-
gen höheren Staatsbeamten, die schon da-
mals den Mut besaßen, erst Deutsche und 
dann Beamte zu sein«.12 Und noch 1942 
sagte Hitler über seinen Reichsinnenmi-
nister Frick, er habe »als stellvertreten-

11 Zit. nach Maser, Sturm (wie Anm. 9), 299.
12 Zit. nach Christian Hartmann/Thomas Vordermayer/Othmar Plöckinger/Roman Töppel 

(Hrsg.), Hitler, Mein Kampf. Eine kritische Edition, Bd. 1. München/Berlin 2016, 941.
13 Zit. nach Henry Picker, Hitlers Tischgespräche, Frankfurt am Main/Berlin 1993, 160.
14 Maser, Sturm (wie Anm. 9), 221. Die DSP wurde von der Thule-Gesellschaft, einem völ-

kisch-antisemitischen Geheimbund, Ende 1918 gegründet und war eine radikal antisemitische, 
völkische Bewegung. Sie löste sich 1922 auf, zahlreiche ihrer Mitglieder traten zur NSDAP  
über.

der Polizeipräsident mit seinen Fingerzei-
gen die Parteiarbeit im damaligen Umfang 
erst ermöglicht. Er habe die Bewegung 
auch immer gedeckt. Ohne ihn wäre er, 
der Chef, auch nie aus dem Kittchen (Ge-
fängnis) herausgekommen.«13 Der Histo -
riker Werner Maser hebt im Nachhinein 
ebenfalls die Rolle von Pöhner und Frick 
beim Aufkommen der Nazis hervor und 
ordnet sie historisch richtig ein: »Unter 
dem Schutze Pöhners (1870 – 1925) und 
seines skrupellosen Mitarbeiters Dr. Frick, 
des Oberamtmannes und Leiters der Po-
litischen Polizei in München, gedieh die 
kleine Deutsche Arbeiterpartei und wurde 
zusammen mit der anderen Thule-Schöp-
fung Deutschsozialistische Partei (DSP) 
zur Keimzelle der Nationalsozialistischen 
Deutschen Arbeiterpartei.«14

Pöhner – und Frick – deckten auch an-
dere rechtsradikale Umtriebe und trugen 
dazu bei, dass München damals eine Sam-
melstätte und Hochburg rechtsextremisti-
scher Kreise wurde. So sorgte die Spitze des 
Polizeipräsidiums dafür, dass der ehemalige 
Freikorpsführer und Gegner der Weimarer 
Republik Hermann Ehrhardt – trotz Haft -
befehls – in München unter Tarnnamen le-
ben und die »Organisation Consul« (OC ) 
aufbauen konnte, die schon bald zahlreiche 
politische Morde verübte. Es war Frick, der 
auch anderen Mitgliedern von Freikorps, 
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die politische Morde begangen hatten, die 
Möglichkeit zur Flucht eröffnete.15

Fricks Chef mischte zudem in der gro-
ßen Politik mit. Vehement und offen op-
ponierte Pöhner gegen die Aufhebung 
des Ausnahmezustandes in Bayern.16 Dies 
führte zu seiner Beurlaubung und im Sep-
tember 1921 zu seinem Rücktritt als Po-
lizeipräsident. Anschließend war Pöhner 
Rat am Obersten Bayerischen Landesge-
richt in München.

Auch Frick veränderte sich, über-
nahm das Polizeiamt III  in München und 
war dadurch nicht mehr in der Lage, die 
NSDAP  in gewohnter Weise zu unterstüt-
zen.17 Dafür war er aber anderweitig für 
die Partei aktiv. Als Redner und Abge-
sandter der Münchner Parteileitung trat 
er bei Veranstaltungen etwa der Mann-
heimer Ortsgruppe der NSDAP  auf – und 
das, obwohl die Partei nach der Ermor-
dung Max Erxbergers (1921) und Walter 
Rathenaus (1922) u. a. auch in Baden ver-
boten war.18 Im Februar 1923 kehrte Frick 
wieder in die Polizeidirektion München 
zurück, um Leiter der Kriminalpolizei zu 
werden. Frick und Pöhner blieben auch 
danach »durch gleich gerichtete politische 

15 Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 25 f.
16 Vgl. Maser, Sturm (wie Anm. 9), 298.
17 Ebenda, 298.
18 Ebenda, 314 ff.
19 Vgl. zur Vorgeschichte des Hitler-Putsches eingehend Maser, Sturm (wie Anm. 9), 424 ff. 

und dann zum Hitler-Putsch selbst eingehend Otto Gritschneder, Bewährungsfrist für den 
Terroristen Adolf H. Der Hitlerputsch und die bayerische Justiz, München 1990, so: »Der 
8. November 1923«, 11 ff. und auch den Tatbestand im Urteil des Münchner Volksgerichts 
vom 1. April 1923, in: ders., ebenda, 67 ff. sowie: ders., Der Hitler-Prozess und sein Richter 
Georg Neidhardt, München 2001, 98 ff.

20 Den Befehlshaber der Landespolizei Bayern Hans von Seißer und den Generalleutnant der 
Reichswehr Otto Hermann von Lossow, der kurz zuvor als Befehlshaber des Wehrkreises 
VII (und damit Befehlshaber der Reichswehr in Bayern) abgelöst worden war.

Anschauungen« freundschaftlich eng ver-
bunden. Pöhner war damals – und blieb es 
– Fricks politischer Ziehvater. Und Fricks 
Kontakt zu Hitler blieb weiter bestehen 
und wurde noch enger.

Jedenfalls im Jahr 1923, dem wohl ent-
scheidenden Krisenjahr der Weimarer Re-
publik, arbeiteten Hitler, Pöhner und Frick 
wieder eng zusammen. Hitler wollte als 
Parteiführer der NSDAP  durch einen be-
waffneten Putsch in München die Reichs-
regierung in Berlin absetzen und selbst 
die Macht in einer nationalen Diktatur er-
ringen.19 Dazu hatte er sich mit rechtsra-
dikalen Kräften verbündet und versucht, 
rechtskonservative Kreise in der bayeri-
schen Regierung und Verwaltung zu be-
nutzen. Am Abend des 8. November ließ 
er eine Versammlung im Münchner Bür-
gerbräukeller von etwa 3000 Anhängern 
von Kahrs, der als Generalstaatskommis-
sar mit diktatorischen Vollmachten inzwi-
schen der »starke Mann« in Bayern war, 
von der SA und anderen paramilitärischen 
Einheiten umstellen. Dann verschaffte er 
sich mit Waffengewalt Zutritt, rief die »na-
tionale Revolution« aus und zwang von 
Kahr und andere20 mit vorgehaltener Pis-
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tole, einer »provisorischen deutschen Na-
tionalregierung« unter seiner Führung zu-
zustimmen. Dann ließ er alle anwesenden 
Mitglieder der Landesregierung Bayerns 
festsetzen und ernannte Ludendorff, den 
Generalstabschef und Stellvertreter des 
Reichsfeldmarschalls Paul von Hinden-
burg im Ersten Weltkrieg, zum Oberbe-
fehlshaber der Reichswehr. Der ließ von 
Kahr u. a. aber frei. Von Kahr und die an-
deren widerriefen einige Stunden später 
ihre erpressten Zustimmungen und be-
gannen, die Niederschlagung des Putsches 
vorzubereiten.

Während dieser hochdramatischen Er-
eignisse im Bürgerbräukeller und auch 
später hielt sich Oberamtmann Frick in 
seinem Dienstzimmer im Münchner Po-
lizeipräsidium auf.21 Dort spielte er den 
Nichtwissenden und wartete auf telefo-
nisch übermittelte Meldungen zum Stand 
des Putsches, um zugunsten der nationa-
listischen Verbände eingreifen zu können. 
Frick sollte Polizeipräsident von München 
werden22 und noch vor Mitternacht wurde 
er von dem von Hitler ernannten Minister-
präsidenten Pöhner – zugleich im Auftrag 
von Kahrs – aufgefordert, die Polizeidirek-
tion zu leiten. Frick entwarf u. a. »Grund-
sätze der Polizeidirektion für die Handha-
bung der Pressezensur« und wollte auch 
zwei Erlasse über Standgerichte zu Ende 
formulieren. Ein nationales Staats-Tribunal 
sollte errichtet und die »Schufte des Ver-

21 Vgl. dazu und zum Folgenden Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 30 ff.
22 Vgl. Maser, Sturm (wie Anm. 9), 447.
23 Vgl. Gritschneder, Bewährungsfrist (wie Anm. 19), »Der 9. November 1923«, 21 ff. und das 

Urteil des Volksgerichts bei Gritschneder, Bewährungsfrist (wie Anm. 19), 67 ff.
24 Ebenda, Urteil des Volksgerichts.

rats« vom 9. November 1918 sollten für 
»vogelfrei« erklärt werden.

Der Putsch scheiterte schon in der 
Nacht zum 9. November 1923. Die vom 
SA-Chef Ernst Röhm geführten Kampf-
verbände konnten die Münchner Kasernen, 
den Bahnhof und wichtige Regierungsge-
bäude nicht besetzen. Auch Frick persön-
lich scheiterte. Als er als »Polizeipräsi-
dent« versuchte, die Stadtkommandantur 
im Armeemuseum zu übernehmen, wurde 
er dort in den frühen Morgenstunden von 
der bayerischen Landespolizei verhaftet.

Stunden später wollte Hitler doch noch 
den Umsturz erzwingen. Nach dem Vor-
bild von Mussolinis »Marsch auf Rom« 
unternahm er mit ca. 2000 Putschisten ei-
nen Marsch vom Bürgerbräukeller durch 
die Innenstadt.23 Das Kommando über den 
Zug übernahm Ludendorff. Aber schon an 
der Feldherrnhalle wurden sie von Polizei-
einheiten gestoppt. In der anschließenden 
Schießerei wurden vier Polizisten, 15�Put-
schisten und ein unbeteiligter Passant getö-
tet. Noch am selben Tag erklärte von Kahr 
die NSDAP  in Bayern für aufgelöst.

Im Frühjahr 1924 kam es vor dem Volks-
gericht in München zum Prozess wegen 
des Hitler-Putsches mit dem Vorwurf des 
Hochverrats.24 Zuständig für dieses Ver-
fahren wäre nach dem Republikschutzge-
setz der Staatsgerichtshof zum Schutze der 
Republik in Leipzig gewesen. Das ließ die 
bayerische Regierung aber nicht zu. Der 
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Grund für diesen ganz bewussten Fehler 
schon bei der Zuständigkeit des Gerichts 
war, dass von Kahr die Täter nicht einem 
Gerichtshof überstellen wollte, dem Sozial-
demokraten angehörten, vielmehr sollte 
das Verfahren »unter der Decke« und in 
Bayern gehalten werden. Deshalb fand der 
Prozess vor dem Volksgericht München 
statt.25 Es war schon bekannt dafür, dass es 
»auf dem rechten Auge blind« war.26 Der 
Prozess, der 24 Tage dauerte, war eine rei-
ne Justizposse – mit schlimmem Ausgang. 
Angeklagt waren zehn Putschisten, neben 
Hitler und Ludendorff u. a. auch Pöhner 
und Frick.

Von den vier Polizisten, die bei dem 
»Marsch auf die Feldherrnhalle« von den 
Putschisten erschossen worden waren, war 
gar keine Rede, sie kamen nicht einmal in 
der Anklageschrift vor. Ebenso klärte man 
nicht auf, woher die SA die zahlreichen 
mitgeführten Waffen hatte. Der Mitange-
klagte General a.D. Ludendorff bekam im 
Gerichtssaal eine Art Thronsessel und wur-
de mit »Exzellenz« angeredet – er gab sich 
aber dennoch beleidigt. Hitler durfte stun-
denlange Propagandareden halten. Wäh-
rend des ganzen Prozesses beschimpften 
die Angeklagten die Republik, deren Sym-
bole, Staatsoberhaupt und Parlament, ohne 
dass das Gericht das rügte oder der Staats-
anwalt Protest erhob.

25 Vgl. im Einzelnen: Gritschneder, Bewährungsfrist (wie Anm. 19), 49 ff.; ders., Hitler-Prozess 
(wie Anm. 19), 49 ff.

26 S. Gritschneder, Hitler-Prozess (wie Anm. 19), 34 ff. und S. 38 ff.
27 Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 30.
28 Vgl. Hannover/Hannover-Drück , Justiz (wie Anm. 7), 147 f., 150.
29 Vgl. Anm. 19.
30 Vgl. Gritschneder, Bewährungsfrist (wie Anm. 19), 94 und ders., Hitler-Prozess (wie Anm. 

19), 131.

Am weitesten ging der Angeklag-
te Pöhner, der frühere Polizeipräsident, 
als dessen »erster politischer Berater« 
sich Frick bezeichnete.27 Er nannte den 
Reichspräsidenten Friedrich Ebert und 
die Reichsregierung einen »Haufen von 
Lumpen, Juden, Deserteuren und bezahl-
ten Landesverrätern«. Seine Ausführungen 
schloss er mit den berühmt-berüchtigten 
Worten: »Wenn das, was Sie mir da vorwer-
fen, Hochverrat ist – das Geschäft betreibe 
ich schon seit fünf Jahren!«28

Am 1. April 1924 erging das Urteil die-
ses »Volksgerichts«.29 Hitler, Pöhner und 
zwei weitere Angeklagte wurden wegen 
Hochverrats zur Mindeststrafe von fünf 
Jahren Festungshaft sowie einer Geldbu-
ße von 200 Goldmark verurteilt. Dazu 
hieß es, dass nach sechs Monaten die Stra-
fe wegen guter Führung zur Bewährung 
ausgesetzt werden könne. Für Hitler als 
österreichischem Staatsangehörigen hät-
te als Nebenstrafe zwingend die Auswei-
sung aus dem Deutschen Reich ausge-
sprochen werden müssen. Davon sah das 
Gericht aber ab und meinte: »Auf einen 
Mann, der so deutsch fühlt wie Hitler (…) 
kann nach Auffassung des Gerichts die-
se Vorschrift (die die Ausweisung zwin-
gend vorschreibt) keine Anwendung �n-
den.«30 »Exzellenz« Ludendorff wurde auf 
Kosten der Staatskasse freigesprochen. Er 
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erhielt für die erlittene Untersuchungs-
haft noch eine »angemessene Entschädi-
gung«, da er – wie das Gericht meinte – 
»rein zufällig« am Ort des Geschehens 
gewesen sei.

Die anderen Angeklagten, darunter 
Frick und auch Röhm, wurden wegen 
Beihilfe zum Hochverrat zu einer Fes-
tungshaft von 15 Monaten verurteilt. Sie 
alle konnten den Gerichtssaal aber als freie 
Männer verlassen, da ihnen die erlittene 
Untersuchungshaft auf die erkannte Stra-

31 Vgl. zu den sehr zahlreichen und schwerwiegenden Rechtsfehlern des Urteils Gritschneder, 
Bewährungsfrist (wie Anm. 19), 94 ff. und ders., Hitler-Prozess (wie Anm. 19), 49 ff., 52 ff.

fe angerechnet und die Reststrafe zur Be-
währung ausgesetzt wurde.

Die Entscheidung des unzuständigen 
Volksgerichts München in diesem Hit-
ler-Prozess ist eines der beschämendsten 
und für die politische Entwicklung bedeut-
samsten Urteile der jüngeren deutschen 
Justizgeschichte.31

Da Frick Beamter war, hatte dieser be-
schämende Prozess noch ein beschämendes 
Nachspiel. Am Tag nach dem Urteil wurde 
gegen Frick, der zuvor vorläu�g des Diens-

Abb. 3: Hitler und weitere Angeklagte nach dem Urteilsspruch vor dem Volksgericht 
München am 1. April 1924. Von links nach rechts: Heinz Pernet, Friedrich Weber, 
Wilhelm Frick, Hermann Kriebel, Erich Ludendorff, Adolf Hitler, Wilhelm Brückner, 
Ernst Röhm.



226

Joachim Hennig

tes enthoben worden war, ein Dienststraf-
verfahren32 eingeleitet. Während die Diszi-
plinarkammer Fricks Entlassung aus dem 
Dienst verfügte, hob der Disziplinarhof auf 
seine Berufung hin dieses Urteil auf und 
machte die Dienstentlassung rückgängig. 
Der Disziplinarhof sah es als nicht bewie-
sen an, dass Frick in der Nacht vom 8. auf 
den 9. November 1923 »in hochverräteri-
scher Absicht« gehandelt habe. In »keiner 
Handlung« sei eine hochverräterische Wil-
lensrichtung zu Tage getreten. Auch seine 
völkische Einstellung und die Freundschaft 
mit Pöhner, der durch den Putsch ja bay-
erischer Ministerpräsident werden sollte, 
ließen – so das Gericht – nicht den Schluss 
zu, Frick habe das »hochverräterische Un-
ternehmen Pöhners« unterstützen wollen. 
Überhaupt müsse die in der Nacht herr-
schende »Verwirrung« und die »Kop�osig-
keit gerade auf der Polizeidirektion« Frick 
zugute gehalten werden. Er habe sich nicht 
zur »ruhigen Erwägung und richtigen Be-
urteilung der Vorkommnisse« in der Lage 
gesehen. Sein zögerliches Verhalten, das ein 
rasches Einschreiten der Staatsmacht gegen 
den Putsch verhinderte, legte der Diszipli-
narhof zu seinen Gunsten aus und spielte 
manche Vorgänge als »harmlos« herunter.

Reichstagsabgeordneter in Berlin

Noch während des Hitler-Prozesses ließ 
sich Frick als Kandidat der Deutschvöl-
kischen Freiheitspartei (DVFP) für den 

32 Vgl. dazu: Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 38 ff.
33 Vgl. Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 41.
34 Vgl. dazu im Einzelnen Gritschneder, Bewährungsfrist (wie Anm. 19), 97 ff.
35 Vgl. Hockerts, Pöhner (wie Anm. 8), 560 f.

Reichstag aufstellen. Die DVFP war eine 
radikal rassistische, antikommunistische 
und antisemitische Partei, deren Verbot 
kurz zuvor erst aufgehoben worden war. 
U. a. mit Frick als Kandidaten trat sie in 
einer Listenverbindung mit Ersatzorgani-
sationen der verbotenen NSDAP an. Noch 
während des Disziplinarverfahrens wur-
de tatsächlich der Putschist Frick bei der 
Wahl einen Monat später in den Reichs-
tag gewählt. Er und die anderen 31 die-
ser Abgeordneten bildeten die gemeinsa-
me Fraktion der Nationalsozialistischen 
Freiheitspartei.33

Während Frick so im Reichstag war, 
saßen Hitler und auch Pöhner in Lands-
berg in Festungshaft. Diese währte aber 
nicht mehr lange. Noch vor Weihnachten 
1924 wurde Hitler vorzeitig »auf Bewäh-
rung wegen guter Führung« aus der Haft 
entlassen,34 Pöhner, der seine Haft später 
angetreten hatte, folgte ihm im Frühjahr 
1925. Er hatte allerdings nicht viel von der 
wiedererlangten Freiheit, denn schon im 
April 1925 kam Fricks früherer Chef bei 
einem Autounfall ums Leben.35

Damit hatte Frick seinen politischen 
Mentor verloren, blieb aber politisch ak-
tiv. Bei den vorgezogenen Wahlen im De-
zember 1924 war er Kandidat einer völ-
kisch-nationalen Listenverbindung, die 
sich jetzt Nationalsozialistische Freiheits-
bewegung (NSFB) nannte. Wiederum zog 
er in den Reichstag ein und war einer ihrer 
14 Abgeordneten.
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Aber er musste und wollte sich neu 
orien tieren. Da bot sich alsbald der Ein-
tritt in die NSDAP an. Durch den Putsch 
und den Prozess war Frick mit Hitler und 
seiner Partei in enge Verbindung gekom-
men. Die »Hitler-Partei« war nach dem 
Putsch zwar verboten worden, Hitler hat-
te sie aber zwei Monate nach seiner Ent-
lassung aus der Festungshaft am 27. Fe-
bruar 1925 wieder gegründet. Frick trat 
dann am 1. September 1925 formell in die 
NSDAP ein – und erhielt die Mitglieds-
nummer 10.36

Von Hitler hatte Frick die »Marschrich-
tung« für seine (anti-)parlamentarische Ar-
beit erhalten, nämlich »als Volksvertreter 
den nationalsozialistischen Kampf auf par-
lamentarischem Boden (aufzunehmen)«.37 
Im Reichstag der ersten deutschen Demo-
kratie trat Frick wenig hervor, und wenn, 
dann �el er als übler rechtsradikaler, anti-
semitischer Antidemokrat auf.38 In den acht 
Jahren als Abgeordneter arbeitete er syste-
matisch an der Zerstörung des parlamenta-
rischen Systems. Beispielsweise im Februar 
1929 erhob er die Forderung: »An den Gal-
gen mit den Verbrechern (gemeint waren 
die Politiker der Weimarer Republik), die 
uns seit zehn Jahren missregiert haben.«39

Auch machte sich Frick mit seinem ra-
dikalen Antisemitismus einen (unrühm-
lichen) Namen. So forderte er ab 1924 
die Ausweisung der seit 1914 zugewan-
derten Juden, den Ausschluss der Juden 
aus öffentlichen Ämtern und verwahrte 

36 Vgl. Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 42 f.
37 Ebenda.
38 Ebenda, 44 ff.
39 Zit. nach: Fischer, Frick (wie Anm. 1), 224.

sich gegen die angebliche »Beherrschung« 
Deutschlands durch Juden und »marxisti-
sche Dolchstoßpolitiker«. Seine Stellung-
nahmen zum Entwurf eines neuen Straf-
gesetzbuches enthielten die Forderungen 
nach besonderen Bestimmungen »für Ras-
seschutz und Rassereinheit« und nach ei-
nem Verbot von »Rassenmischehen«, vor 
allem zwischen »Ariern« und Juden. Ganz 
besonders geiferte er gegen die angebli-
che »Verjudung der Justiz«: »Wir halten 
talmudisch erzogene jüdische Richter für 
ebenso ungeeignet, über Deutsche Recht 
zu sprechen, wie jüdische Rechtsanwälte 

Abb. 4: Wilhelm Frick Anfang der 1930er 
Jahre.
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für unfähig, deutschem Rechtsbewusst-
sein gerecht zu werden. Wir verlangen da-
her die Ausschaltung der Juden aus der 
deutschen Rechtsp�ege.« Überdies forder-
te Frick schon damals die Sterilisation von 
»Berufs- und Gewohnheitsverbrechern«.40

Die letzten Jahre seiner »Parlamentstä-
tigkeit« in der Weimarer Republik – Frick 
war bis zur Befreiung vom Nationalsozia-
lismus Mitglied des Reichstags – übte er 
als Fraktionsvorsitzender der NSDAP  aus. 
Seine Partei war erstmals bei den Wahlen 
im Jahr 1928 in den Reichstag eingezo-
gen und stellte zunächst (»nur«) zwölf 
Abgeordnete.

1930 war ein sehr wichtiges Jahr für die 
NSDAP  und für Frick persönlich. Bei den 
vorgezogenen Wahlen zum Reichstag im 
September 1930 konnte die »Hitler-Par-
tei« ihre Mandate nahezu um das Neunfa-
che steigern. Statt der zwölf Abgeordneten 
des Jahres 1928 zogen nun 107 Nazis in den 
Reichstag ein.

Minister in Thüringen

Begonnen hatte das Jahr 1930 mit der 
Bildung der Baum-Frick-Regierung in 
Thüringen. Vorausgegangen waren Neu-
wahlen zum thüringischen Landtag am 

40 Ebenda, 231.
41 Vgl. dazu Jochen Grass, Der Griff zur Macht – das Ermächtigungsgesetz vom 29.3.1930 als 

Synonym für nationalsozialistischen Experimentierwillen in Thüringen, in: Verwaltungs-
archiv 91, 2000, 261–279, bes. 261 ff.; Donald R. Tracey, Der Aufstieg der NSDAP  bis 1930, 
in: Detlev Heiden/Gunther Mai (Hrsg.), Nationalsozialismus in Thüringen, Weimar u. a. 
1995, 49–74, bes. 68 ff.

42 Vgl. dazu Günter Neliba, Wilhelm Frick und Thüringen als Experimentierfeld für die 
nationalsozialistische Machtergreifung, in: Heiden/Mai, Nationalsozialismus (wie Anm. 
41), 75–96, bes. 76 f.

43 Zit. nach Grass, Griff (wie Anm. 41), 267.

8. Dezember 1929. Sie waren nötig gewor-
den, weil das Land seit Monaten keine sta-
bile Regierung mehr hatte und die Haus-
haltsmisere durch die Weltwirtschaftskrise 
weiter eskalierte.41 Für viele Protestwähler 
war die NSDAP eine Hoffnung. Sie konn-
te ihr Wahlergebnis dementsprechend 
auch deutlich steigern und zog verstärkt 
in den Landtag ein. Die sechs NSDAP-

Abgeordneten (von 62) waren zwar nu-
merisch nicht bedeutend, doch brachten 
sie die Nationalsozialisten in eine Schlüs-
selrolle. Das erkannte Hitler sofort und 
diktierte im Bewusstsein, dass sich »jede 
Regierungsbildung ohne unser Zutun kur-
zerhand verbietet«, seine Bedingungen für 
den Eintritt in eine Regierung. Eine dieser 
Bedingungen war Frick. Hitler bestand 
darauf, dass er Innen- und Volksbildungs-
minister sowie Stellvertreter im Vorsitz 
des Staatsministeriums (gleichsam stell-
vertretender Ministerpräsident) wurde.42 
Hitler wählte ihn aus, weil Frick nach sei-
ner Einschätzung »ein energischer, küh-
ner und verantwortungsfreudiger Beam-
ter von außerordentlich großem Können 
und fanatischer Nationalsozialist war«, 
der »alle übrigen Herren des Kabinetts 
an Fähigkeiten und Willensstärke turm-
hoch überragt«.43
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So kam es auch. Die am 23. Januar 1930 
gebildete rechtsbürgerlich-nationalsozia-
listische Koalitionsregierung war das ers-
te Kabinett im Deutschen Reich mit ei-
ner Beteiligung der NSDAP und Frick war 
der erste Minister der Nationalsozialisten 
überhaupt. Von Hitler hatte er den Auf-
trag, eine »langsame Säuberung des Ver-
waltungs- und Beamtenkörpers von den 
roten Revolutionserscheinungen (und 
die) Nationalisierung des Schulwesens 
(zu vollziehen sowie) von Thüringen aus 
der verhängnisvollen Reichspolitik ent-
gegenzutreten«.44 Thüringen sollte nach 
Hitlers Willen zum Experimentierfeld der 
NSDAP  werden. Dementsprechend trat 
Frick sein Amt mit dem Ziel an, »Thürin-
gen, das grüne Herz Deutschlands, zum 
Mittelpunkt eines unbändigen, fanatischen, 
nationalen Wehrwillens, Widerstandswil-
lens und Freiheitswillens« zu gestalten, was 
für ihn bedeutete, »die ganze Kraft und 
wenn nötig auch das Leben für Volk und 
Vaterland einzusetzen«.45

Frick erfüllte die in ihn gesetzten Er-
wartungen voll und ganz. Seine Politik 
wurde zum »Experimentierfeld für die na-
tionalsozialistische Machtergreifung« (Ne-
liba) im Deutschen Reich drei Jahre später.

Zum einen nutzte Frick seine Stellung 
als Volksbildungsminister, um die Na-
zi-»Kultur« und -»Bildung« durchzuset-

44 Zit. nach Grass, Griff (wie Anm. 41), 268 und Neliba, Experimentierfeld (wie Anm. 42), 77.
45 Zit. nach Grass, Griff (wie Anm. 41), 267.
46 Vgl. Neliba, Experimentierfeld (wie Anm. 42), 87.
47 Ebenda.
48 Ebenda, 85 ff.
49 Neliba, Experimentierfeld (wie Anm. 42), 88 ff., ders., Legalist (wie Anm. 1), 59 f. sowie 

Grass, Griff (wie Anm. 41), 275 ff.

zen. Gerade einen Monat im Amt, verbot 
er die Lektüre des Antikriegsromans »Im 
Westen nichts Neues« von Erich Maria Re-
marque an allen Thüringer Schulen. Unter-
sagt wurden auch eine Vielzahl von Thea-
terveranstaltungen und Filmvorführungen 
mit pazi�stischen Inhalten.46 Sodann ver-
fasste Frick den Erlass »Wider die Neger-
kultur, für deutsches Volkstum«, mit dem 
er die »Verseuchung durch fremd rassige 
Unkultur« unterbinden wollte. 47 Gleich-
zeitig führte er das Schulgebet wieder ein 
und verlangte von den Schülern das »Be-
ten auf deutsche Art«. Ein Teil dieser Ge-
bete war dabei so rassistisch, dass sie der 
Thüringische Staatsgerichtshof für verfas-
sungswidrig erklären musste.48

Frick betrieb konsequent auch natio-
nalsozialistische Personalpolitik.49 So be-
rief er den »Kulturrassisten« Paul Schult-
ze-Naumburg zum Leiter der Vereinigten 
Kunstlehranstalten Weimar. Dieser hatte 
nichts Eiligeres zu tun, als dort die Fres-
ken des Bauhausmeisters Oskar Schlemmer 
zu übertünchen. Wenig später wurden auf 
Fricks Geheiß hin 70 Gemälde und Gra�-
ken als »entartete Kunst« – darunter Wer-
ke von Otto Dix, Ernst Barlach und Paul 
Klee – aus dem Weimarer Schlossmuseum 
entfernt. Im Herbst 1930 schuf Frick an der 
Universität Jena den »Lehrstuhl für Rasse-
fragen und Rassekunde« und besetzte ihn 
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mit dem Rassekundler Hans F. K. Gün-
ther. Noch im selben Jahr sorgte er dafür, 
dass die Rassenlehre Günthers auch in den 
Schulen übernommen wurde.

Vor allem organisierte Frick die Staats-
einrichtungen und die Verwaltung neu. 
Den Weg dazu eröffnete ihm das »Ermäch-
tigungsgesetz« vom 29. März 1930.50 Dies 
hatte er unter Berufung auf einen angeb-
lichen Verfassungsnotstand im Landtag 
eingebracht, und wurde dann mit einfa-
cher Mehrheit verabschiedet. Damit er-
hielt die Landesregierung für ein halbes 
Jahr weitgehende Vollmachten, um die ge-
samte Landesverwaltung und den ganzen 
Behördenaufbau umzubilden – und zwar 
anstelle von Gesetzen durch Verordnun-
gen. Frick ergriff diese Möglichkeit sehr 
beherzt. Mit 17 Verordnungen sorgte vor 
allem er für die Zentralisierung der Ver-
waltung. Bei dem damit verbundenen Ab-
bau von Ämtern und Personal entließ er 
insbesondere sozialdemokratische Beam-
te. Des Weiteren organisierte er die Poli-
zei um. Aus der dezentralen kommunalen 
Polizei machte er eine (staatliche) Landes-
polizei. Diese besetzte er vorzugsweise 
mit Nationalsozialisten. Aufgrund einer 
neuen Beamtenverordnung entfernte er 
missliebige Lehrer wegen »religionsfeind-
licher Indoktrination im Unterricht« und 
»KPD -Mitgliedschaft«.51

50 Vgl. dazu im Einzelnen: Grass, Griff (wie Anm. 41).
51 Vgl. Grass, Griff (wie Anm. 41), 277.
52 Vgl. dazu eingehend Manfred Overesch, Die Einbürgerung Hitlers 1930, in: VfZ 40, 1992, 

543–566.
53 Ebenda, 544 f.
54 Ebenda, 545.
55 Vom 22. Juli 1913 (RGBl, 583).

Was Frick für die NSDAP  und für sei-
nen »Führer« Adolf Hitler persönlich 
möglich machen wollte, zeigen exempla-
risch seine Aktivitäten zur Einbürgerung 
Hitlers. 52 Hitler war von Geburt aus ja ös-
terreichischer Staatsbürger. Diese Staats-
bürgerschaft hatte er im April 1925 – vier 
Monate nach seiner Entlassung aus der Fes-
tungshaft in Landsberg – verloren und war 
damit staatenlos geworden. Schon im sel-
ben Jahr bemühte er sich vergeblich, auf 
dem »üblichen« Weg – mit einem Gesuch 
auf Einbürgerung an das Land Thürin-
gen�–, einen deutschen Pass zu erhalten.53 
Zuständig dafür waren damals die einzel-
nen deutschen Bundesstaaten, denn es gab 
noch keine gesamtdeutsche Staatsbürger-
schaft, die Einbürgerung war Ländersache. 
1929 startete ein weiterer Versuch. Diesmal 
schickte Hitler Frick vor. Dieser sondier-
te beim bayerischen Innenminister, erhielt 
aber den Bescheid, »dass die Sache aus-
sichtslos sei«54.

War damit der direkte Weg zur Ein-
bürgerung offensichtlich nicht gangbar, so 
versuchte es Frick alsbald gleichsam durch 
die Hintertür. Diese bot § 14 Abs. 1 des 
Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes.55 
Die Vorschrift �ngierte die Einstellung in 
den öffentlichen Dienst als Einbürgerung. 
Damit brauchte Hitler »nur« noch Beamter 
zu werden, um Deutscher zu sein. Dafür 
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gab es mehrere Möglichkeiten. Am besten 
geeignet war ein Posten, der mehr oder 
minder nur auf dem Papier stand, von Hit-
ler also nicht auszufüllen war.

Die Idee war, Hitler zum Professor 
zu machen. Als thüringischer Volksbil-
dungsminister hatte Frick dafür gute Vor-
aussetzungen.56 Ausersehen hatte er eine 
Professur Hitlers an der Abteilung Kunst 
der Staatlichen Hochschule für Handwerk 
und Baukunst, dem Nachfolge institut des 
Bauhauses. Aber auch dieser Plan führte 
nicht zum Erfolg. Erst sperrte sich der 
Finanzminister dagegen mit dem Hin-
weis auf den erst kurz zuvor beschlos-
senen Einstellungsstopp im öffentlichen 
Dienst. Dann sprach sich die thüringische 
Regierung dagegen aus, »Adolf Hitler den 
Erwerb der thüringischen Staatsangehö-
rigkeit dadurch zu ermöglichen, dass sie 
ihn pro forma als thüringischen Staatsbe-
amten anstellt«.57

Das ließ Frick aber nicht ruhen. Drei 
Monate später versuchte er es wieder-
um. Als Ministerpräsident Baum in Ur-
laub war, ernannte er Hitler eigenmächtig 
zum Gendarmeriekommissar einer zehn-
köp�gen Dienststelle in dem kleinen thü-
ringischen Ort Hildburghausen. »Der 
Führer« der NSDAP  war damit formell 
deutscher Staatsbürger geworden – aber 
keiner sollte es wissen. Statt Dank erntete 
Frick für diesen Alleingang Unverständ-
nis und Spott. Hitler fand den Gendar-
merieposten als seiner Person unwürdig 
und zerriss die Urkunde. Frick vernichtete 

56 Vgl. Overesch, Einbürgerung (wie Anm. 52), 545 f.
57 Zit. nach Overesch, Einbürgerung (wie Anm. 52), 545.
58 Ebenda, 546 ff.

daraufhin das von Hitler unterschriebene 
Empfangsbekenntnis.

Niemand wollte davon wissen, bis eine 
NSDAP- nahe Zeitung im Zuge der Wahl 
des Reichspräsidenten diese Geschichte im 
Februar 1932 publik machte.58 Denn für 
das Amt des Reichspräsidenten, um das 
sich Hitler damals bewarb, musste man 
deutscher Staatsbürger sein. In dieser Situa-
tion griff die bürgerliche und linke Pres-
se die Geschichte vom Sommer 1930 auf. 
Für sie war das die »Köpenickiade« von 
»Schildburghausen«. Noch kurz vor dem 
1.�Wahlgang am 13. März 1932 beschloss 
der Thüringer Landtag einen parlamenta-
rischen Untersuchungsausschuss, der vor 
dem 2.�Wahlgang tätig wurde. Frick und 
Hitler wurden vom Ausschuss als Zeugen 
vernommen. Obwohl sie die Geschichte – 
unter Eid – unterschiedlich erzählten und 
Hitler einen eher kläglichen und auch un-
glaubwürdigen Eindruck hinterließ, scha-
dete ihm das nicht. Am 26. Februar 1932, 
noch vor dem 1.�Wahlgang, wurde er vom 
nationalsozialistischen Landesinnenminis-
ter von Braunschweig zum Regierungsrat 
beim Landeskultur- und Vermessungsamt 
der braunschweigischen Gesandtschaft in 
Berlin ernannt und damit (zum zweiten�[?] 
Mal nach Sommer 1930 in Thüringen) 
deutscher Staatsbürger. Beim 2. Gang zur 
Wahl des Reichspräsidenten am 10. April 
1932 erzielte Hitler mit 13,4 Millionen so-
gar mehr als 2 Millionen Stimmen mehr als 
beim 1.�Wahlgang und kam auf 36,8 % der 
abgegebenen Stimmen. Die Presse täuschte 
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sich verheerend, als sie im Februar noch ti-
telte: »Seit gestern lacht Europa über Adolf 
Hitler.« 59 Europa und der Welt sollte sehr 
bald das Lachen über Hitler noch vergehen. 
Zwar gelang es ihm im April 1932 nicht, 
Reichspräsident zu werden, aber nur neun 
Monate später wurde er von Reichspräsi-
dent von Hindenburg zum Reichskanzler 
und nach dessen Tod am 2. August 1934 
mit der Vereinigung des Amtes des Reichs-
präsidenten mit dem des Reichskanzlers in 
seiner Person »Führer und Reichskanzler« 
des Deutschen Reiches.

Im Thüringen des Jahres 1931 hatte Frick 
aber den Bogen inzwischen überspannt. 
Vor allem die vielfältigen Beleidigungen 
und Verleumdungen der Nationalsozia-
listen brachten der Baum-Frick-Regierung 
bald ihr Ende. Es kam mit dem erfolgrei-
chen Misstrauensvotum gegen Frick (und 
einen weiteren NS-Minister) am 1. April 
1931. Daraufhin trat er als Minister zu-
rück. Ministerpräsident Baum bildete eine 
neue Landesregierung ohne Beteiligung 
der NSDAP.

Aber das Experiment »NS-Mustergau 
Thüringen« war – trotz zahlreicher Bla-
magen – doch gelungen. Die Maßnahmen 
Fricks in organisatorischer und personeller 
Hinsicht blieben bestehen. So konnte die 

59 Zit. nach ebenda, 551.
60 Fricks Beteiligung am Hitler-Putsch 1923 hatte auf seine Beamtenstellung keine Auswirkun-

gen. Er blieb bayerischer Staatsbeamter, ab 1926 beim Oberversicherungsamt München. Diese 
Stellung verlor er zwar mit seiner Ernennung zum Minister in Thüringen, er erreichte aber 
seine Wiedereinstellung und kehrte als Regierungsrat 1. Klasse beim Oberversicherungsamt 
zurück; vgl. Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 40 und 62.

61 Der Prozess richtete sich gegen drei der NSDAP  angehörende Reichswehrof�ziere, denen 
Vorbereitung zum Hochverrat in der Reichswehr vorgeworfen wurde, vgl. zum Prozess 
Hannover/Hannover-Drück , Justiz (wie Anm. 7), 277 ff.

62 Zit. nach: Hannover/Hannover-Drück , Justiz (wie Anm. 7), 278.

ab 1932 von der NSDAP geführte Landes-
regierung etwa über einen Grundstock sys-
temtreuer Polizeibeamter verfügen.

Frick war wieder (»nur«) Vorsitzender 
der Reichstagsfraktion der NSDAP.60 Sein 
Ein�uss in der Partei wurde aber immer 
größer. Wenn er in Parteikreisen auch als 
Bürokrat wenig geschätzt war, so erfuhr 
er durch seine Arbeit in Thüringen eine 
beträchtliche Ansehenssteigerung. Inzwi-
schen gehörte er zum innersten Führungs-
kreis der NSDAP.

Grund dafür war auch der von Hit-
ler längst vollzogene Kurswechsel. Einige 
Jahre nach dem 1923 kläglich gescheiter-
ten Putsch hatte er dazu gelernt und für 
seine »nationale Revolution« eine »Lega-
litätsstrategie« entwickelt. Künftig woll-
te er sich an »Recht und Gesetz« halten. 
Entsprechend bekräftigte er als Zeuge im 
sog. Ulmer Reichswehrprozess61 vor dem 
Reichsgericht seine »Legalität«. Im Urteil 
des Reichsgerichts vom 4. Oktober 1930 
hieß es dazu u. a.:62

»Den Angeklagten wird zur Last gelegt, 
dass es ihr Bestreben gewesen sei, in der 
Reichswehr einen günstigen Boden für 
eine nationalsozialistische Umsturzbe-
wegung zu schaffen. Dem Senat erschien 
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es deshalb von Bedeutung aufzuklären, 
welche Stellung der Führer der NSDAP  
zu der Frage einnahm, ob von der Partei 
ein solcher Umsturz beabsichtigt sei. 
Adolf Hitler hat die Frage unter Eid auf 
das Entschiedendste verneint; er hat mit 
unzweideutigen Worten erklärt, dass er 
seine Ziele nur noch auf streng legalem 
Wege verfolge, dass er den Weg in 
München im November 1923 nur ‹aus 
Zwang› gegangen sei und diesen Weg 
schon deshalb nicht mehr beschreite, 
weil er bei dem wachsenden Verständ-
nis, das Deutschland der völkischen 
Freiheitsbewegung entgegenbringe, ein 
illegales Vorgehen gar nicht nötig habe; 
die Gewalt falle ihm mit der Zeit auf 
legalem Wege von selbst zu.«63

Wie das geschehen könnte, hatte Frick in 
Thüringen vorgemacht. Und in der Tat 
wurden im Deutschen Reich die Voraus-
setzungen für eine legale Machtübernahme 
Hitlers und seiner NSDAP immer günsti-
ger. War die NSDAP bei den Reichstags-
wahlen am 14. September 1930 mit 18,3 % 
der abgegebenen Stimmen noch bzw. schon 
zweitstärkste Partei und Fraktion mit 107 
Abgeordneten (von insgesamt 577) gewor-
den, so wurde sie bei den Wahlen am 31. Juli 
1932 mit 37,3 % der Stimmen stärkste Par-
tei und Fraktion mit 230 Sitzen (von insge-
samt 608) und bei der Wahl vom 6. Novem-

63 Dieser »Legalitätseid« hinderte Hitler aber nicht, unter Eid zugleich noch folgendes zu 
erklären: »Wenn unsere Bewegung siegt, dann wird ein neuer Staatsgerichtshof zusammen-
treten, und vor diesem soll dann das Novemberverbrechen von 1918 seine Sühne �nden, dann 
allerdings werden auch Köpfe in den Sand rollen.« (zit. nach Hannover/Hannover-Drück , 
Justiz [Anm. 7], 279). Die Juristen im Saal, die Reichsgerichtsräte und der Reichsanwalt 
hörten sich das schweigend an und fanden darin nur Hitlers »legale« Ansichten bestätigt.

ber 1932 – etwas schwächer – mit 33,1 % 
der Stimmen wiederum stärkste Partei und 
Fraktion mit 196 Mandaten (von 584). Da 
war es nur eine Frage der Zeit, wann der 
greise Reichspräsident von Hindenburg 
Hitler, der gegen ihn im Frühjahr des Jahres 
nur recht knapp bei der Wahl zum Reichs-
präsidenten unterlegen war, zum Reichs-
kanzler ernennen würde.

Reichsinnenminister in Berlin

Am 30. Januar 1933 war es so weit. Reichs-
präsident Paul von Hindenburg ernannte 
den Vorsitzenden der NSDAP Adolf  Hitler 
zum 21. Reichskanzler nach dem Ersten 
Weltkrieg. Hitler übernahm die Führung 
eines von NSDAP und nationalkonser-
vativen Verbündeten (Deutschnationa-
ler Volkspartei – DNVP �– und Stahlhelm) 
unterstützten Kabinetts, des 24.�Reichs-
kabinetts der Weimarer Republik. Die 
Regierung hatte – wie ihre Vorgängerin-
nen�– keine Mehrheit im Reichstag. Als 
»Präsidialkabinett« war sie abhängig vom 
Wohlwollen des Reichspräsidenten. Neben 
Hitler als Reichskanzler gehörten nur noch 
zwei Nationalsozialisten dem Kabinett an: 
Dr. Wilhelm Frick als Reichs innenminister 
und Hermann Göring als Reichsminister 
ohne Geschäftsbereich (und zugleich kom-
missarischer preußischer Innenminister). 
Am Nachmittag des Tages fuhr Hitler in 
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die Reichskanzlei und erklärte beim Ein-
tritt: »Keine Macht der Welt wird mich je-
mals lebend hier wieder herausbringen.«64 
Er sollte mit dieser schlimmen Drohung 
Recht behalten.

Drei Tage nach seiner Ernennung zum 
Reichskanzler erläuterte Hitler sein Pro-
gramm vor den höchsten Militärs. Aus-
weislich des Stichwortprotokolls eines 
anwesenden Generals (»Liebmann-Auf-
zeichnung«) sagte er:65

»Ziel der Gesamtpolitik allein: Wie-
dergewinnung der politischen Macht. 
Hierauf muss gesamte Staatsführung 
eingestellt werden (alle Ressorts!). 1. Im 
Innern. Völlig Umkehrung der gegen-
wärtigen innenpolitischen Zustände in 
Deutschland. Keine Duldung der Betä-
tigung irgendeiner Gesinnung, die dem 
Ziel entgegen steht (Pazi�smus!). Wer 
sich nicht bekehren lässt, muss gebeugt 
werden. Ausrottung des Marxismus 
mit Stumpf und Stiel. Einstellung der 
Jugend und des ganzen Volkes auf den 
Gedanken, dass nur der Kampf uns 
retten kann und diesem Gedanken alles 
zurückzutreten. (…) Ertüchtigung der 
Jugend und Stärkung des Wehrwillens 
mit allen Mitteln, Todesstrafe für 
Landes- und Volksverrat. Straffste 
autoritäre Staatsführung. Beseitigung 
des Krebsschadens der Demokratie!«

64 Vgl. Manfred Overesch/Karl Wilhelm Saal, Das Dritte Reich 1933–1939. Augsburg 1991, 9 
(30. Januar 1933).

65 Zit. nach Wolfgang Michalka (Hrsg.), Das Dritte Reich. Dokumente zur Innen- und Außen-
politik, Bd. 1. München 1985, 23; Joseph Becker/Ruth Becker (Hrsg.), Hitlers Machtergreifung 
1933. München 1983, 40 f.

66 RGBl. I, 35.

Hitlers langjähriger und treuer Gefolgs-
mann Wilhelm Frick war von ihm als 
Reichsinnenminister dazu ausersehen, 
dieses Programm in die Tat umzusetzen�– 
nicht allein, aber an maßgeblicher Stelle.

An den ersten Maßnahmen war Frick 
allerdings noch nicht entscheidend betei-
ligt. Die von Reichspräsident von Hinden-
burg am 4. Februar 1933 erlassene »Verord-
nung zum Schutz des deutschen Volkes«66 
war noch eine »Schubladen-Verordnung«. 
Sie war bereits von Kabinett von Schleicher 
geplant und wurde von Frick »nur« aktua-
lisiert, vom Kabinett Hitler dem Reichsprä-
sidenten vorgelegt und von diesem dann 
erlassen. Wenige Tage nach der Au�ösung 
des Reichstages und der Anberaumung der 
Neuwahlen für den 5. März 1933 schränkte 
diese Notverordnung die Versammlungs- 
und Pressefreiheit weitgehend ein und 
diente damit zur Bekämpfung des politi-
schen Gegners der Nazis. Dem Reichsin-
nenminister Frick erteilte sie weitreichende 
Vollmachten. So konnte er überregionale 
Versammlungen unter freiem Himmel 
und Aufzüge sowie das Tragen einheitli-
cher Kleidung, die die Zugehörigkeit zu 
einer politischen Vereinigung kennzeich-
nete, verbieten und für Zuwiderhandlun-
gen Gefängnisstrafe oder Geldstrafe allein 
oder nebeneinander androhen. Auch war 
Frick zuständig für den Erlass von Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften sowie Hand-
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lungsanweisungen, die zur Durchführung 
der Notverordnung hilfreich sein sollten.

Die weitreichenden Maßnahmen vor al-
lem in Preußen waren aber noch Ländersa-
che und erfolgten im weitaus größten Land 
Preußen durch dessen kommissarischen 
Innenminister Hermann Göring. Göring 
nutzte in den nächsten Wochen sein Amt, 
um in Preußen aus den Schaltstellen der 
Macht die letzten republikanischen Beam-
ten und auch neutral Gesinnte zu entfer-
nen und durch Nationalsozialisten oder 

67 Zit. nach Rupert Butler, Illustrierte Geschichte der Gestapo. Augsburg 1996, 23.

Deutschnationale zu ersetzen. In großem 
Umfang entließ er Ober-, Regierungs- und 
Polizeipräsidenten wie auch andere hohe 
Beamte auf der Ebene der Provinzen und 
auch der Kommunen und brüstete sich we-
nig später in seinem Büchlein »Deutsch-
lands Wiedergeburt«67: »Erstens einmal 
schon erschien es mir von größter Wich-
tigkeit, die Waffe der Polizei fest in meine 
eigene Hand zu nehmen. Hier nahm ich die 
ersten drastischen Änderungen vor. Von 32 
Polizeichefs entließ ich 22. Hunderte In -

Abb. 5: Das Kabinett Hitler am 30. Januar 1933. Von links nach rechts stehend: Franz 
Seldte, Günther Gereke, Lutz Graf Schwerin von Krosigk, Wilhelm Frick, Werner v. 
Blomberg, Alfred Hugenberg. Davor sitzend: Hermann Göring, Adolf Hitler, Franz 
v. Papen.
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spektoren und Tausende Polizisten folg-
ten (…) Neue Männer ersetzten sie, und 
in jedem Einzelfall kamen sie aus dem gro-
ßen Reservoir der SA und der SS.« Neben 
diesen planmäßigen Polizeibeamten baute 
Göring noch eine Hilfspolizei von 50 000 
Mann auf, deren Rückgrat 40 000 SA- bzw. 
SS-Männer waren.

Fricks große Zeit begann aber schon 
sehr bald mit der »Verordnung zum 
Schutz von Volk und Staat« vom 28. Fe-
bruar 1933.68 Mit dieser aus seiner Feder 
stammenden Notverordnung des Reichs-
präsidenten nahm die nationalsozialisti-
sche Führung den Brand des Reichstages 
am Abend des 27. Februar 1933 zum An-
lass (daher auch der Name: Reichstags-
brandverordnung), die wesentlichen in 
der Weimarer Reichsverfassung festgeleg-
ten Grundrechte außer Kraft zu setzen. 
Suspendiert wurden die Freiheit der Per-
son, die Unverletzlichkeit der Wohnung, 
das Post- und Telefongeheimnis, die Mei-
nungs- und Versammlungsfreiheit, das Ver-
einigungsrecht sowie die Gewährleistung 
des Eigentums. Die Reichsregierung wur-
de ermächtigt – wie es im Vorspruch aus-
drücklich hieß –, »zur Abwehr kommu-
nistischer staatsgefährdender Gewaltakte« 
die »nötigen Maßnahmen« zu treffen. Die 
Verordnung stärkte die Macht der Poli-
zei im NS-Staat weiter und war die forma-
le Legitimation der alsbald geschaffenen 
Geheimen Staatspolizei (Gestapo) für ihre 
willkürlichen Verhaftungen und die Verfol-

68 RGBl. I, 83.
69 Ernst Fraenkel, The Duale State. New York 1941 (deutsch: Der Doppelstaat, 3. Au�. Hamburg 

2012, 55).
70 RGBl. I, 141.

gungen. Damit wurde die staatspolizeiliche 
Freiheitsberaubung, die sog. Schutzhaft, 
zum Mittel der Gestapo für die Wegsper-
rung, Disziplinierung und Schikanierung 
der politischen Gegner und anderer den 
Nazis missliebiger Menschen.

Obwohl die Verordnung nach ih-
rem Wortlaut nur »bis auf weiteres« gel-
ten sollte, blieb sie während der gesamten 
NS-Herrschaft in Kraft. Ernst Fraenkel 
bezeichnete in seinem Buch »Der Doppel-
staat«69 die Reichstagsbrandverordnung als 
die »Verfassungsurkunde des Dritten Rei-
ches«, da sie anstelle der ausgesetzten Ver-
fassung zur rechtlichen Grundlage des na-
tionalsozialistischen Regimes wurde.

Ein weiterer Meilenstein auf dem Weg 
in den Unrechtsstaat, in die Abschaffung 
der Demokratie und der Gewaltenteilung, 
war das »Gesetz zur Behebung der Not 
von Volk und Reich« vom 24. März 193370, 
das so genannte Ermächtigungsgesetz. Da-
mit entmachtete sich der Reichstag selbst 
und verlieh der Reichsregierung das Recht, 
nach eigenem Gutdünken Gesetze zu erlas-
sen. Das nur gegen die Stimmen der SPD-
Abgeordneten (die KPD -Ab geordneten 
waren in »Schutzhaft« oder auf der Flucht) 
erlassene Gesetz zerstörte die verfassungs-
mäßige Gewaltenteilung zwischen Legis-
lative und Exekutive und hob das alleinige 
Recht des Parlaments, als gewählte Volks-
vertretung Gesetze zu erlassen, auf.

Das war der Freibrief für die Reichs-
regierung. Es war auch – wenn er die Un-
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terstützung Hitlers hatte – der Freibrief 
für Frick, war er als Reichsinnenminister 
doch »Gesetzgebungs- und Verfassungs-
minister«. Bei der Ausfüllung und An-
wendung dieses »Ermächtigungsgesetzes« 
konnte Frick dabei auf seine Erfahrungen 
mit dem Thüringer »Ermächtigungsge-
setz« von 1930 zurückgreifen. Und dabei 
ging dieses Reichsgesetz noch weiter als 
das Landesgesetz einige Jahre zuvor.

Das Reichsgesetz von 1933 hatte mit 
dem Thüringer Ermächtigungsgesetz von 
1930 im Wesentlichen nämlich nur den 
Namen gemeinsam. In seinen Regelun-
gen ging weit über das Gesetz von 1930 
hinaus. Hitlers Regierung sollte nach dem 
Reichsgesetz nicht nur Verordnungen, 
sondern auch Gesetze erlassen und selbst 
Verträge mit dem Ausland abschließen 
können. Zudem konnten die so beschlos-
senen Gesetze von der Verfassung abwei-
chen. Auch war die Regelung nicht the-
matisch�– das thüringische Gesetz galt 
»nur« für die Landesverwaltung und den 
Behördenaufbau�– beschränkt und soll-
te viel länger gelten�– zunächst für vier 
Jahre und nicht für ein halbes Jahr, und 
galt dann bis zur Befreiung von der Hit-
lerdiktatur. Und schließlich gab es – an-
ders als in Thüringen – keine Instanz, 
die die Maßnahmen aufheben oder ab-
ändern konnte.

71 Zit. nach: Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 157.
72 In diesem Sinne zutreffend beschrieben vom Gestapo-Justiziar Dr. Werner Best in seinem 

Buch »Die Deutsche Polizei: »Der Wille der Führung, gleich in welcher Form er zum 
Ausdruck gelangt, – ob durch Gesetz, Verordnung, Erlass, Einzelbefehl, Gesamtauftrag, 
Organisations- und Zuständigkeitsregelung usw. – schafft Recht und ändert bisher geltendes 
Recht ab«, zit. nach: Hans Buchheim, Die SS – das Herrschaftsinstrument, in: Hans Buch-
heim/Martin Broszat/Hans-Adolf Jacobsen/Helmut Krausnick: Anatomie des SS-Staates, 
Bd. 1, Olten/Freiburg i. Br. 1965, 11–253, bes. 16.

In der Folgezeit bereitete Frick eine 
Vielzahl von Gesetzen vor und erließ selbst 
Verordnungen, Anordnungen, Durch-
führungsverordnungen, Rundverfügun-
gen, Erlasse, Richtlinien u. a. Mit dieser 
Rechtssetzung trug er im Rahmen seiner 
Kompetenz wesentlich dazu bei, die NS-

Herrschaft zu festigen, alle Bereiche zu 
durchdringen und die Macht und den Ein-
�uss des NS-Regimes auszubauen. Dabei 
hatte er ein ganz klares Ziel vor Augen: 
»Alle nationalsozialistischen Gesetze sind 
nichts anderes als die Umsetzung der natio-
nalsozialistischen Weltanschauung in die 
Tat.«71 Und da der »Führer« Adolf Hitler 
letztlich die »nationalsozialistische Welt-
anschauung« bestimmte, setzte Frick den 
»Willen des Führers« in Gesetze, Verord-
nungen, Erlasse pp. um.72

Vor allem vier große Bereiche form-
te er mit seinen Gesetzen, Verordnungen 
u. a. entsprechend der »nationalsozialis-
tischen Weltanschauung« um: zum einen 
die Staatsstruktur, insbesondere mit der 
»Gleichschaltung« der Länder, zum an-
deren das »Beamtentum«, vor allem mit 
der Diskriminierung und Entrechtung 
der Juden, zum dritten das Parteiensys-
tem mit der Au�ösung der Parteien und 
der Schaffung des Einparteienstaates und 
viertens das Gesundheitssystem mit der 
»Rassenhygiene«.
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Schon am Tag nach der Verabschie-
dung des »Ermächtigungsgesetzes« erklär-
te Frick die »Gleichschaltung der Länder 
mit dem Reich« als »vordringlich«.73 Der 
von den Nazis gern zur Tarnung der tat-
sächlichen Absichten und Konsequenzen 
verwendete Begriff der »Gleichschaltung« 
meinte dabei die Beseitigung des Pluralis-
mus in Staat und Gesellschaft durch die 
Reorganisation aller Bereiche entsprechend 
den nationalsozialistischen Vorstellungen.

Hierbei wurde das Zusammenspiel von 
gezielten »wilden« Aktionen von SA und 
»gesetzlichen« Maßnahmen, die durch die 
Reichstagsbrandverordnung und das Er-
mächtigungsgesetz möglich waren, ge-
schickt ausgenutzt. Die von der SA im 
ganzen Deutschen Reich initiierten »wil-
den Aktionen«, wie etwa die Besetzung 
von Rathäusern und Regierungsgebäuden 
und das illegale Hissen der Hakenkreuz-
fahnen74, hatte die Reichsregierung – und 
damit Frick – zum Anlass genommen ein-
zuschreiten. Gestützt auf § 2 der Reichs-
tagsbrandverordnung, der die Reichsregie-
rung ermächtigte, Befugnisse eines Landes 
wahrzunehmen, wenn die von ihm »zur 
Wiederherstellung der öffentlichen Sicher-
heit und Ordnung nötigen Maßnahmen 
nicht getroffen (werden)«, hatte Frick in 
den Ländern – bis auf Preußen, wo Gö-

73 Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 78.
74 Vgl. dazu Peter Longerich, Die braunen Bataillone. Geschichte der SA. München 1989, 168 f.
75 Zit. nach: Michalka, Reich (wie Anm. 65), 28 f., bes. 29; ebenso Herbert Michaelis/Ernst 

Schraepler, Ursachen und Folgen. Vom deutschen Zusammenbruch 1918 und 1945 bis 
zur staatlichen Neuordnung Deutschlands in der Gegenwart. Eine Urkunden- und Do-
kumentensammlung zur Zeitgeschichte. Bd. 9: Das Dritte Reich. Die Zertrümmerung des 
Parteienstaates und die Grundlegung der Diktatur. Berlin 1964, 82 Nr. 2000.

76 Vgl. Overesch/Saal, Reich (wie Anm. 64), 37 (29. März 1933).
77 RGBl. I, 153.

ring schon diese Funktion wahrnahm – 
Reichskommissare für die Polizeibefug-
nis ernannt.

Damit war die Polizeibefugnis in den 
Ländern auf das Reich übergegangen. Hit-
ler hatte schon am 10. März 1933 in einem 
Aufruf an die NSDAP  jubeln und auch zur 
Mäßigung aufrufen können: »Mit dem heu-
tigen Tag hat in ganz Deutschland die na-
tionale Regierung die vollziehende Gewalt 
in den Händen. Damit wird der weitere 
Vollzug der nationalen Erhebung ein von 
oben geleiteter planmäßiger sein«.75 In der 
Sitzung des Reichskabinetts vom 29. März 
1933 forderte er eine »grundlegende Re-
form im Verhältnis der Länder zum Reich« 
und an der Spitze der Länder einen von 
der Reichsregierung ernannten und einge-
setzten Präsidenten, damit »auf diese Wei-
se (…) eine vollkommene Gleichschaltung 
der Politik der Länder mit der des Reiches 
gesichert werde«.76

Dazu hatte Frick bereits Gesetzesent-
würfe ausarbeiten lassen. Schon zwei Tage 
später erließ die Reichsregierung – auf der 
Grundlage des Ermächtigungsgesetzes�– 
das »Vorläu�ge Gesetz zur Gleichschal-
tung der Länder mit dem Reich« vom 
31. März 1933.77 Mit diesem wurden zu-
nächst die Landesregierungen ermäch-
tigt, ihrerseits Ermächtigungsgesetze zu 
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erlassen. Des Weiteren wurden – bis auf 
den Preußischen Landtag – die Landta-
ge der einzelnen Länder aufgelöst und auf 
der Basis der Stimmenzahl der Reichstags-
wahl vom 5. März 1933 im jeweiligen Land 
neu gebildet.

Eine Woche später folgte das »Zweite 
Gesetz zur Gleichschaltung der Länder mit 
dem Reich« vom 7. April 193378, das sog. 
Reichsstatthaltergesetz. Es wurde ebenfalls 
von der Reichsregierung erlassen und schuf 
die Institution des Reichsstatt halters. Die-
se wurde in allen deutschen Ländern – mit 
Ausnahme von Preußen, in dem Hitler das 
Amt selbst übernahm (aber durch Göring 
ausüben ließ) – eingeführt. Die Reichsstat-
thalter der Länder hatten die Aufgabe, für 
die Beobachtung der von Hitler aufgestell-
ten Richtlinien der Politik zu sorgen. U. a. 
erhielten sie die Befugnis, Vorsitzende der 
Landesregierung zu ernennen oder zu ent-
lassen sowie Landtage aufzulösen.

Die Zentralisierung und Entdemokra-
tisierung setzte sich fort mit dem »Gesetz 
über den Neuaufbau des Reiches« vom 
30. Januar 193479. Mit einem Federstrich 
wurden die Volksvertretungen der Länder 
aufgehoben, die Hoheitsrechte der Län-
der auf das Reich übertragen und die Lan-
desregierungen der Reichsregierung unter-
stellt. Damit waren die Länder nur noch 
Verwaltungseinheiten des Zentralstaates. 
Dann war es konsequent, auch die Vertre-
tung der Länder auf der Reichsebene ab-
zuschaffen. Das geschah durch das »Gesetz 

78 RGBl. I, 173.
79 RGBl. I, 75.
80 RGBl. I, 89.
81 RGBl. I, 175.

über die Aufhebung des Reichsrats« vom 
14. Februar 193480. Im zentralstaatlich or-
ganisierten »Dritten Reich« gab es keinen 
Platz mehr für eine Länderkammer. Damit 
war die Gleichschaltung der Länder abge-
schlossen. Legalisiert wurde sie über den 
bereits erwähnten § 2 der Reichstagsbrand-
verordnung. Danach konnte die Reichsre-
gierung in die Kompetenzen der Länder 
eingreifen, sofern diese nicht für Ordnung 
und Sicherheit sorgen konnten.

Ein zweiter von Frick als »vordringlich 
zu regeln« genannter Punkt war die Be-
amtengesetzgebung. Gemeint war damit 
allerdings keine umfassende Neuregelung 
des Reichsbeamtengesetzes von 1871, son-
dern vielmehr eine selektive Regelung zur 
Entlassung politisch missliebiger und vor 
allem jüdischer Beamter und Richter. Das 
geschah durch das »Gesetz zur Wieder-
herstellung des Berufsbeamtentums« vom 
7. April 193381.

Schon zuvor waren jüdische Juristen 
Ziel antisemitischer Übergriffe und Diffa-
mierungen. Das begann am 13. März 1933, 
als SA-Leute das Landgericht Breslau be-
setzten und Verhandlungen unterbrachen, 
in denen jüdische Richter, Staatsanwälte 
und Rechtsanwälte arbeiteten. Nur zwei 
Tage später verlangte der »Bund national-
sozialistischer Deutscher Juristen« auf ei-
ner Versammlung in Leipzig, kein Jude 
dürfe im Dritten Reich als Richter, Notar 
oder Rechtsanwalt tätig sein. Danach soll-
ten alle deutschen Gerichte bis hinauf zum 
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Reichsgericht von Richtern und Beamten 
»fremder Rasse« unverzüglich gesäubert 
werden, sofort eine Zulassungssperre für 
Rechtsanwälte »fremder Rasse« an deut-
schen Gerichten in Kraft treten, bestehende 
Zulassungen für »Angehörige fremder Ras-
se weiblichen Geschlechts« unverzüglich 
aufgehoben werden und anderes mehr. Am 
1. April 1933 begann ein allgemeiner Juden-
boykott. Er richtete sich gegen jüdische 
Geschäfte, Waren, Ärzte und Rechtsan-
wälte. In Preußen wurden jüdische Richter, 
Staatsanwälte und Beamte im Strafvollzug 
zwangsweise beurlaubt.82

Das Gesetz richtete sich gegen zwei 
Personengruppen: gegen politische Gegner 
und gegen Juden. Nach dessen § 4 konn-
ten politische Gegner des Nationalsozia-
lismus und andere, den Nationalsozialisten 
missliebige Beamte in den Ruhestand ver-
setzt oder aus dem Dienst entlassen wer-
den. (»Beamte, die nach ihrer bisherigen 
politischen Betätigung nicht die Gewähr 
dafür bieten, dass sie jederzeit rückhalt-
los für den nationalen Staat eintreten«). 
§ 3 des Gesetzes enthielt den so genannten 
»Arierparagrafen«. Danach konnten »Be-
amte nicht arischer Abstammung« in den 
Ruhestand versetzt werden. Als Nicht arier 
galten schon diejenigen, die nur einen jüdi-
schen Großelternteil im Stammbaum hat-
ten. Das Gesetz sah Ausnahmen nur für 
bestimmte Soldaten vor, die im Weltkrieg 

82 Vgl. dazu: Longerich, Bataillone (wie Anm. 74), 170 und Wolfgang Benz, Jüdische Juristen 
unter dem nationalsozialistischen Regime: Von der Entrechtung zur Verfolgung und Vernich-
tung, in: Justizministerium des Landes Nordrhein-Westfalen (Hrsg.), Justiz und Judentum. 
(Juristische Zeitgeschichte, 8). Düsseldorf 1999, 19–36, bes. 19 ff.

83 RGBl. I, 188.
84 RGBl. I, 195.

an der Front für das Deutsche Reich oder 
für seine Verbündeten gekämpft hatten 
oder deren Vater oder Söhne im Weltkrieg 
gefallen waren (sog. »Frontkämpferprivi-
leg«) und für Beamte, die schon vor Au-
gust 1914 verbeamtet worden waren (sog. 
»Altbeamtenregel«).

Frick und die Nationalsozialisten woll-
ten nicht nur die Gleichschaltung und die 
Durchsetzung ihrer rassen politischen Zie-
le bei den Beamten. Ihre Politik ging weit 
darüber hinaus. Betroffen davon waren 
nicht nur die Beschäftigten im öffentli-
chen Dienst, sondern ein sehr viel größe-
rer Personenkreis.

Das begann mit dem noch am selben 
Tag, dem 7. April 1933, erlassenen »Ge-
setz über die Zulassung zur Rechtsanwalt-
schaft«83. Es übertrug die für die Beamten 
in dem Gesetz vom selben Tag getroffenen 
Maßnahmen auf die Rechtsanwälte.

Das war aber nur der Anfang. Es folg-
te in den nächsten Tagen und Wochen eine 
Fülle antijüdischer Regelungen, die vor al-
lem von Reichsinnenminister Frick erlas-
sen bzw. maßgeblich erarbeitet wurden. 
Beispielhaft seien für den folgenden Mo-
nat erwähnt:

• April 1933 – 1. Verordnung des Reichs-
innenministers zur Durchführung des 
Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums84,
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• 21. April 1933 – Gesetz über das Schäch-
ten von Tieren85,

• 21. April 1933 – Verordnung des 
Reichs innenministers über das Schäch-
ten von Tieren86,

• 22. April 1933 – Gesetz über die Bil-
dung von Studentenschaften an den 
wissenschaftlichen Hochschulen87,

• 25. April 1933 – Gesetz gegen die 
Überfüllung deutscher Schulen und 
Hochschulen88,

• 25. April 1933 – 1. Verordnung des 
Reichsinnenministers zur Durchfüh-
rung des Gesetzes gegen die Überfül-
lung deutscher Schulen89,

• 28. April 1933 – Runderlass des Reichs-
innenministers zur Durchführung des 
Gesetzes über Betriebsvertretungen und 
über wirtschaftliche Vereinigungen90,

• 3. Mai 1933 – Runderlass des Reichs-
innenministers über die Zulassung von 
Ausländern bzw. ausländischen Nicht-
ariern zu den deutschen Schulen und 
Hochschulen91,

• 4. Mai 1933 – 2. Verordnung des Reichs-
innenministers zur Durchführung des 
Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums92,

85 RGBl. I, 203.
86 RGBl. I, 212.
87 RGBl. I, 215.
88 RGBl. I, 225.
89 RGBl. I, 226.
90 Zit. nach Joseph Walk (Hrsg.), Das Sonderrecht für die Juden im NS-Staat. 2. Au�. Heidelberg 

1996, 19.
91 Ebenda.
92 RGBl. I, 233.
93 RGBl. I, 245.
94 RGBl. I, 21.

• 6. Mai 1933 – 3. Verordnung des Reichs-
innenministers zur Durchführung des 
Gesetzes zur Wiederherstellung des 
Berufsbeamtentums93,

• 10. Mai 1933 – Runderlass des Reichs-
innenministers zur Vergebung von 
Aufträgen durch Gemeinden und 
Gemeindeverbände94.

Es war eine sich immer mehr steigernde 
und ausufernde Diskriminierung und Ent-
rechtung vor allem der Deutschen, die Ju-
den waren bzw. die als Juden galten.

Als nicht so vordringlich sah Frick in 
der ersten Sitzung der Reichsregierung 
nach dem Ermächtigungsgesetz das Ver-
bot der KPD  an. Diese Einschätzung war 
aus seiner Sicht sicherlich zutreffend. Denn 
vier Wochen nach dem Reichstagsbrand 
war die KPD  entscheidend geschwächt und 
in die Illegalität getrieben worden. Unmit-
telbar nach dem Brand hatte die Polizei 
Jagd auf die kommunistischen Reichstags-
abgeordneten und andere Funktionsträ-
ger der KPD  gemacht. Viele kamen in sog. 
Schutzhaft, in Gefängnisse, »wilde« Kon-
zentrationslager und in die dann schon sehr 
bald eingerichteten of�ziellen Konzentra-
tionslager. Andere tauchten vor der dro-
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henden Verfolgung unter und/oder �o-
hen aus Deutschland�– viele von ihnen in 
das noch unter der Verwaltung des Völker-
bundes stehende Saargebiet. Und weitere 
Schikanen folgten. Noch vor den Reichs-
tagswahlen am 5. März 1933 beschloss das 
Reichskabinett, die am 1. März fällig gewe-
senen Diäten der kommunistischen Reichs-
tagsabgeordneten zu sperren. Am selben 
Tag, dem 2. März, verboten alle Landes-
regierungen auf Ersuchen der Reichsre-
gierung kommunistische Druckschriften 
und Versammlungen jeder Art.95 Drei Tage 
nach den Wahlen hob die Reichsregierung 
die 81 von der KPD  errungenen Reichs-
tagsmandate auf, beschlagnahmte das Karl 
Liebknecht-Haus, den Sitz der Leitung der 
KPD  in Berlin, und verlegte dorthin die 
Zentrale der politischen Polizei. Überall 
wurden auch »einfache« KPD -Mitglieder 
in »Schutzhaft« genommen, um – wie es 
hieß – »der Gefahr weiterer tätlicher An-
griffe vorzubeugen«.96

Vor diesem Hintergrund und im Hin -
blick darauf, dass jede Betätigung für die 
KPD  (wie etwa das Verteilen deren Zei-
tungen und Flugblätter, Kassieren der Mit-
gliederbeiträge usw.) »Vorbereitung zum 
Hochverrat« war, war ein ausdrückliches 
Verbot der KPD  in der Tat nicht vordring-
lich. Es wurde auch nie verfügt. Es gab 
»nur« noch ergänzende Regelungen, wie 
das »Gesetz über die Einziehung kommu-
nistischen Vermögens« vom 26. Mai 1933.97

Mit der Begründung, das Vermögen leis-
te dem Hochverrat Vorschub, ermächtigte 

95 Vgl. Overesch/Saal, Reich (wie Anm. 64), 24 (2. März 1933).
96 Ebenda, 27 (8. März 1933).
97 RGBl. I, 293.

Frick die obersten Landesbehörden, Ver-
mögen, Sachen und Rechte der KPD  und 
ihrer Hilfs- und Ersatzorganisa tionen dau-
erhaft und entschädigungslos einzuziehen. 
Zudem war das Gesetz die »Rechtsgrund-
lage«, um entsprechende Beschlagnahmun-
gen und Enteignungen, die bereits vor Ver-
abschiedung dieses Gesetzes stattgefunden 
hatten, rückwirkend zu legitimieren.

Demgegenüber bekämpfte Frick die 
SPD mit voller Härte. Anders als die KPD  
war sie noch ein sichtbarer, organisierter 
und nicht illegaler politischer Gegner der 
Nazis. Zwar hatte sich der Wahlkampf 
Hitlers auch gegen die SPD gerichtet, die 
von den Nationalsozialisten mit der Pa-
role »Angriff gegen den Marxismus« zu-
sammen mit der KPD  diffamiert wurde, 
und es waren nach dem Reichstagsbrand 
auch Sozialdemokraten in »Schutzhaft« 
genommen worden oder ge�ohen, aber 
die SPD war noch in den Parlamenten 
vertreten. Ihre zur Reichstagssitzung am 
24. März 1933 erschienenen Abgeordneten 
waren die einzigen, die – nach einer muti-
gen Rede ihres Fraktionsvorsitzenden Otto 
Wels – gegen das »Ermächtigungsgesetz« 
gestimmt hatten.

Dabei war die Ausschaltung der SPD 
nur eine Frage der Zeit. Stark geschwächt 
war sie schon längst. Einen weiteren Stoß 
versetzten ihr die Nazis durch die Zerschla-
gung der Gewerkschaften, als SS und SA am 
2. Mai 1933 überraschend und gleichzeitig 
in ganz Deutschland alle Häuser des Allge-
meinen Deutschen Gewerkschaftsbundes 
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(ADBG ), des Allgemeinen Freien Ange-
stellten-Bundes (AfA-Bund), der Einzel-
gewerkschaften, die Redaktionsbüros der 
Gewerkschafts presse sowie die Büros der 
Bank der Arbeiter, Angestellten und Beam-
ten besetzten und zahlreiche Gewerkschaf-
ter in »Schutzhaft« genommen wurden. 
Denn viele Gewerkschafter waren zugleich 
Mitglieder der SPD. Diese Aktionen trafen 
die SPD so sehr, dass ihr Parteivorstand 
zwei Tage später beschloss, einige seiner 
Mitglieder ins Ausland zu schicken, um 
dort eine Auslandsstelle aufzubauen.98 Die 
in Deutschland verbliebenen Vorständler 
wurden weiter eingeschüchtert. Das ge-
schah zum einen durch die Beschlagnah-
me des gesamten Vermögens der SPD und 
auch aller ihrer Zeitungen am 10. Mai 1933 
und zum anderen durch die Nötigung bei 
der Abstimmung über die sog. Friedens-
resolution. Als der Reichstag am 17. Mai 
1933 einer gemäßigt formulierten Regie-
rungsresolution für Abrüstung und gegen 
die »Germanisierung des Ostens« zustim-
men sollte, war es Frick, der in der voran-
gegangenen Sitzung des Ältestenrates des 
Reichstages den noch verbliebenen Sozial-
demokraten bei Ablehnung oder Enthal-
tung der Resolution zu verstehen gab, 
dass das »Leben der Nation höher steht 

98 Vgl. dazu und zum Folgenden Michael Schneider, Verfolgt, unterdrückt und aus dem Land 
getrieben: Das Ende der Arbeiterbewegung im Frühjahr 1933, in: Nikolaus Wachsmann/
Sybille Steinbacher, Die Linke im Visier. Zur Errichtung der Konzentrationslager 1933. Göt -
tingen 2014, 31–51, bes. 43 ff.

99 Zit. nach Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 81; die Rede Hitlers insgesamt in den Verhandlungen 
des Deutschen Reichstags. Reichstagsprotokolle, Bd. 457, Berlin 1933, S. 47–54 (17. Mai 1933); 
URL: http://www.reichstagsprotokolle.de/Blatt2_w8_bsb00000141_00051.html (zuletzt 
15.05.2017).

100 Vgl. dazu https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6penicker_Blutwoche  (zuletzt 10.02.2017) 
sowie Longerich, Bataillone (wie Anm. 74), 174.

als das Leben einzelner Menschen«. Die 
Sozialdemokraten empfanden das »als eine 
Morddrohung« gegenüber ihren Partei-
mitgliedern »innerhalb und außerhalb der 
Konzentrationslager«.99

Vier Wochen später gab es dann wieder 
das bekannte Zusammenspiel vom »wil-
den« Terror der SA und SS gegen den po-
litischen Gegner, der zum Anlass für lega-
listische Maßnahmen diente. Das begann 
am 14. Juni 1933 mit einer neuen Terror-
welle gegen Sozialdemokraten und fand 
den Höhepunkt in der sog. Köpenicker 
Blutwoche.100

Dabei drangen am 21. Juni 1933 in Ber-
lin-Köpenick SA und SS in die Wohnun-
gen von Funktionären und Mitgliedern der 
SPD, der Gewerkschaften und der KPD  
ein, verschleppten und misshandelten 
mehrere hundert Personen. 90 Personen 
wurden ermordet, darunter auch ein SPD-
Reichstagsabgeordneter. Bis Ende des Mo-
nats wurden etwa 3000 Sozialdemokraten 
in »Schutzhaft« genommen.

Daraufhin ordnete Frick unter Beru-
fung auf die »Reichstagsbrandverordnung« 
noch am selben Tag in einem Erlass an die 
Landesregierungen Maßnahmen an, die der 
SPD jegliche Arbeit unmöglich machten. 
Zugleich erließ er die Aufforderung an die 

https://de.wikipedia.org/wiki/K%C3%B6penicker_Blutwoche
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Polizei: »Alle führenden SPD-Funktionäre 
sofort in Schutzhaft nehmen, falls Gefahr 
besteht, dass SA selbständig vorgeht. Für 
Nichtinhaftierte tägliche Meldep�icht an -
ordnen.«101 In einem Rundschreiben vom 
22. Juni 1933 an die Landesregierungen 
stellte er fest, dass die »deutsche Sozial-
demokratie« die »zweite marxistische Par-
tei«, als eine »staats- und volksfeindliche 
Partei angesehen werden (muss)«. Am 
7. Juli 1933 schließlich erließ er die »Ver-
ordnung zur Sicherung der Staatsfüh-
rung«102. Mit ihr wurden die Mandate der 
SPD-Abgeordneten im Reichstag, in den 
Länderparlamenten und in den kommu-
nalen Selbstverwaltungskörperschaften für 
ungültig erklärt.

Das war das legalistische Ende der 
SPD. Sie war die einzige Partei, die so ge-
ächtet/verboten wurde. Alle anderen lös-
ten sich nach und nach unter dem Druck 
der Verhältnisse selbst auf. Als erste der 
großen Parteien der Weimarer Republik 
gab die Deutsche Volkspartei (DVP – die 
Partei Gustav Stresemanns) am 11. Ap-
ril 1933 auf und empfahl ihren Mitglie-
dern den Anschluss an die NSDAP. Am 
27. Juni 1933 löste sich die Deutschnatio-
nale Volkspartei (DNVP ) auf, nachdem 
ihr Vorsitzender Alfred Hugenberg sei-
nen Rücktritt als Reichswirtschaftsmi-
nister und Reichsminister für Ernährung 
und Landwirtschaft im Kabinett Hitler 
erklärt hatte. Ihre Reichstagsabgeordneten 

101 Vgl. dazu Schneider, Verfolgt (wie Anm. 98), 45.
102 RGBl. I, 462.
103 Zit. nach: http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-46169655.html (zuletzt 10.02.2017).
104 RGBl. I, 479.
105 RGBl. I, 529.

schlossen sich unverzüglich der NSDAP -

Fraktion als Mitglieder oder Hospitanten 
an, für die sie gegen Ende der Republik 
ohnehin nur noch »Steigbügelhalter« ge-
wesen waren. Am selben Tag beschloss 
auch die Deutsche Staatspartei (DStP) ihre 
Selbstau�ösung, am 4. Juli 1933 folgte die 
Bayerische Volkspartei (BVP). Als letzte 
der sog. bürgerlichen Parteien löste sich 
das Zentrum am 5. Juli 1933 selbst auf. Zu-
vor hatte Goebbels den Vorsitzenden (und 
früheren Reichskanzler) Heinrich Brüning 
aufgefordert, »schleunigst seinen Laden 
zu schließen, andernfalls werde man den 
‹Experimenten› dieser Partei nicht länger 
zusehen.«103

Den Schlusspunkt insoweit setzte das 
von der Reichsregierung erlassene »Ge-
setz gegen die Neubildung von Parteien« 
vom 14. Juli 1933104. Es verbot im Reich 
alle Parteien neben der NSDAP  und war 
damit die gesetzliche Grundlage für den 
Einparteienstaat. Für Aktivitäten, die da-
rauf gerichtet waren, den organisatori-
schen Zusammenhalt anderer Parteien 
aufrechtzuerhalten oder eine neue Partei 
zu bilden, drohte das Gesetz eine Zucht-
hausstrafe bis zu drei Jahren bzw. eine 
Gefängnisstrafe von sechs Monaten bis 
zu drei Jahren an.

Ebenfalls am 14. Juli 1933 beschloss die 
Reichsregierung das »Gesetz zur Verhü-
tung erbkranken Nachwuchses«105. Frick 
hatte die Bevölkerung Ende Juni 1933 

http://www.spiegel.de/spiegel/print/d-46169655.html
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in seiner Rede über »Bevölkerungs- und 
Rassenpolitik«106 darauf eingestimmt. Da-
nach seien möglicherweise 20 Prozent der 
deutschen Bevölkerung als Väter und Müt-
ter unerwünscht. Gerade »schwachsinni-
ge und minderwertige Personen« wiesen 
eine »überdurchschnittliche Fortp�anzung 
auf«, die um der Erhaltung der »deutschen 
Kultur« willen gestoppt werden müsse. 
Fricks Programm zur Bewältigung dieser 
»inneren Gefahr« lautete: »Zur Erhöhung 
der Zahl erbgesunder Nachkommen haben 
wir zunächst die P�icht, die Ausgaben für 
Asoziale, Minderwertige und hoffnungslos 
Erbkranke herabzusetzen und die Fort-
p�anzung der schwer erblich belasteten 
Personen zu verhindern.«

Den letztgenannten Auftrag setzte das 
Sterilisationsgesetz vom 14. Juli 1933 um. 
Das Gesetz sollte – so dessen amtliche Be-
gründung – »eine allmähliche Reinigung 
des Volkskörpers« bewirken und somit 
den »Primat und die Autorität des Staates, 
die er sich auf dem Gebiet des Lebens, der 
Ehe und der Familie endgültig gesichert 
hat, (bedeuten)«. Mittelfristig sollten fast 
eineinhalb Millionen Menschen (zwangs-
weise) sterilisiert werden; die kurzfristigen 
Pläne sahen 400 000 Unfruchtbarmachun-
gen vor. Das war – zynisch gesagt�– die 
»Ergänzung« der Rassenpolitik gegen-
über den Juden und den Menschen ande-
rer Herkunft. Während diese Minderheiten 
gleichsam – von der nationalsozialistischen 

106 Zit. nach Gisela Bock, Nationalsozialistische Sterilisationspolitik, in: Klaus-Dietmar Henke 
(Hrsg.), Tödliche Medizin im Nationalsozialismus. Von der Rassenhygiene zum Massenmord. 
Köln u. a. 2008, 85–99, hier: 85.

107 Vgl. auch Bock, Sterilisationspolitik (wie Anm. 106), 92.
108 Bock, Sterilisationspolitik (wie Anm. 106), 86 geht dabei von noch höheren Zahlen aus.

»Volksgemeinschaft« aus gesehen – Dis-
kriminierung und Verfolgung durch den 
Rassismus »nach außen« erleiden muss-
ten, setzte dieses Gesetz den Rassismus 
»nach innen« um. Damit sollte die »ari-
sche Rasse« »veredelt«, »aufgenordet« 
werden. Es war »Hygiene der eigenen 
Rasse«, zur »Ausmerze« aller psychisch 
Kranken, Behinderten, sozial nicht An-
gepassten – die Radikalvariante der Euge-
nik, die »Rassenhygiene«.107 Mit ihr wurde 
erstmals in Deutschland die Zwangsste-
rilisation aus erbbiologischen Gründen 
erlaubt. Heute geht man davon aus, dass 
etwa 350 000 – 400 000 Männer, Frauen und 
auch Jugendliche, die allermeisten von ih-
nen gegen ihren Willen, unfruchtbar ge-
macht wurden.108

Damit setzte Frick die von den Natio-
nalsozialisten und gerade auch von ihm in 
seiner »parlamentarischen Tätigkeit« erho-
benen Forderungen nach »Rassereinheit« 
und seine »Vorarbeiten« in Thüringen in 
die Tat um.

Alles in allem war im Juli – noch keine 
sechs Monate nach der Machtübernahme 
der Nationalsozialisten am 30. Januar 
1933�– aus der Sicht der Nationalsozia-
listen viel erreicht: Innerhalb von nur vier 
Wochen existierten die in der Weimarer 
Verfassung geschützten Bürgerrechte nicht 
mehr. Innerhalb von nur acht Wochen war 
nicht mehr das Parlament Herr der Gesetz-
gebung, sondern Hitler, viele seiner politi-
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schen Widerparts auf sozialdemokratischer 
und kommunistischer Seite waren ge�üch-
tet, inhaftiert oder ermordet.

Innerhalb von nur 14 Wochen wurden 
die Gewerkschaften, die zu den mäch-
tigsten der Welt gehört hatten, aufgelöst. 
Innerhalb von nur 23 Wochen waren die 
Oppositionsparteien verboten – oder sie 
hatten sich selbst aufgelöst. Übrig blieb nur 
noch eine Partei: die NSDAP. 109

Genauso sahen das auch Hitler und 
sein treuer Gefolgsmann Frick. In sei-
ner Rede am 6. Juli 1933 vor den Reichs-
statthaltern verkündete Hitler das Ende 
der »nationalsozialistischen Revolution« 
und sagte:110

»Die Revolution ist kein permanenter 
Zustand, sie darf sich nicht zu einem 
Dauerzustand ausbilden. Sie muss den 
freigewordenen Strom der Revolu-
tion in das sichere Bett der Evolution 
hinüberleiten. Die Erziehung der 
Menschen ist dabei das Wichtigste. (…) 
Die Ideen des Programms verp�ichten 
uns, nicht wie Narren zu handeln und 
alles umzustürzen, sondern klug und 
vorsichtig unsere Gedankengänge zu 
verwirklichen.«

109 Vgl. Georg Bönisch, Die Unterwerfung, in: Spiegel Special – Geschichte I/2008: »Hitlers 
Machtergreifung«. Hamburg 2008, 63–73, hier: 65.

110 Zit. nach Michalka, Reich (wie Anm. 65), 42 f.; s. auch die Amtliche Mitteilung vom 6. Juli 1933 
über eine Erklärung Adolf Hitlers von den Reichsstatthaltern zum Abschluss der Revolution 
in: Michaelis/Schraepler (Hrsg.), Ursachen und Folgen (wie Anm. 75), 233 ff. Nr. 2077 sowie 
http://pressechronik1933.dpmu.de/rede-hitlers-vor-den-reichsstatthalter-am-6-7-1933/ 
(zuletzt 15.05.2017).

111 Rundschreiben des Reichsministers des Innern an die Reichsstatthalter und die Landesregie-
rungen gegen eine Fortsetzung der Revolution und für die unbedingte Staatsautorität vom 
11. Juli 1933, zit. nach Michaelis/Schraepler (Hrsg.), Ursachen und Folgen (wie Anm. 75), 
300 f. Nr. 2102.

Wenige Tage später erklärte Frick in sei-
ner Eigenschaft als Reichsinnenminister 
in einem Rundschreiben of�ziell und ver-
bindlich:111 »Der Herr Reichskanzler hat 
eindeutig festgestellt, dass die deutsche Re-
volution abgeschlossen ist.«

Dieser aus der Sicht der Nazis erfolg-
reiche Abschluss der »nationalen Revolu-
tion« war gerade auch ein Verdienst Fricks. 
Er hatte nicht nur als (Anti-)Parlamenta-
rier das Gift der NS-«Ideologie« in den 
Reichstag hineingetragen und an der Zer-
störung der ersten deutschen Demokratie 
mitgewirkt sowie als Minister in Thürin -
gen diese »Ideologie« in weiten Teilen in 
die Tat umgesetzt und Hitlers »Legalitäts-
taktik« »unter Beweis gestellt«. Vielmehr 
hat er auch die Machtübernahme der Na-
tionalsozialisten im Reich von Anfang an 
mit Gesetzen, Verordnungen, Durchfüh-
rungsverordnungen, Rundschreiben usw. 
sowie seiner Personalpolitik begleitet, ge-
fördert und konsolidiert.

Diese legalistischen Maßnahmen waren 
für die Etablierung der nationalsozialisti-
schen Diktatur in Staat und Gesellschaft 
unverzichtbar. Deutschland war am 30. Ja-
nuar 1933 ein bürgerlicher Rechtsstaat, mit 
einem (schlecht und recht) arbeitenden 
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Parlament, einer effektiv funktionieren-
den Beamtenschaft, einer voll eingerichte-
ten Justiz und einer hoch industrialisierten 
Wirtschaft. Ein solcher bürgerlicher, ka-
pitalistischer Rechtsstaat war keine »Ba-
nanenrepublik«, die man handstreichartig 
übernehmen und dann mit Gewehrläufen 
und Kanonen – also mit reiner Gewalt und 
Willkür – übernehmen und auf Dauer be-
herrschen konnte. Das hatte der Hitler-
putsch von 1923 gezeigt. Und selbst wenn 
ein solcher Staatsstreich gelungen wäre, 
hätten Staat und Gesellschaft nicht in eine 
»gesetzlose« Diktatur auf Dauer umgewan-
delt werden können. Denn das Wirtschafts-
system und die bürgerliche Gesellschaft 
verlangten nach Rechtssicherheit, Plan-
barkeit, Vertrauensschutz u.ä. Die Trans-
formation in eine Diktatur, in einen Füh-
rerstaat, konnte nur gelingen, wenn diese 
Gewährleistungen erfüllt waren. Und es 
war Frick in seiner Funktion als Reichsin-
nenminister, als Verfassungs- und Gesetz-
gebungsminister, der dafür sorgte.

Deutlich wurde dies etwa bei den »wil-
den« Aktionen im März 1933 gegen jüdi-
sche Richter, Staatsanwälte und Rechts-
anwälte sowie beim »Judenboykott« am 
1. April 1933 einerseits dem »Gesetz zur 
Wiederherstellung des Berufsbeamten-
tums« und anderer diskriminierender Re-
gelungen gegenüber den Juden anderer-

112 Vgl. dazu bereits oben S. 240.
113 Vgl. Benz, Juristen (wie Anm. 82), 36.
114 In diesem Sinne auch Longerich, Bataillone (wie Anm. 74), 167: »Es war ein besonderes 

Charakteristikum der folgenden Monate (nach der Regierungsübernahme durch Hitler [Erg. 
d. A.]), dass der so entfachte Druck von ‹unten› vielfach erst die Voraussetzungen für die 
Eingriffe von ‹oben› schuf. Schubweise gingen die SA-Stürme gegen sorgsam voneinander 
isolierte Zielgruppen vor und führten durch die Mobilisierung des ‹Volkszorns› de facto 
Zustände herbei, die anschließend von der politischen Führung legalisiert wurden.«

seits.112 Denn diese »wilden« Maßnahmen 
waren im Großen und Ganzen nur von den 
NS-Aktivisten, vor allem der SA, getragen 
und fanden den Beifall lediglich einer klei-
nen Minderheit der Bevölkerung. Demge-
genüber wurden die nur wenige Tage oder 
Wochen später gegen die Juden erlassenen 
Gesetze und Verordnungen von der ganz 
überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung 
und gerade auch der »arischen Kollegen« 
der betroffenen jüdischen Juristen akzep-
tiert. Es rührte sich keinerlei Widerstand 
gegen diese legalistischen Maßnahmen�– 
sie schufen den Schein des Rechts und wa-
ren im Bewusstsein der Bevölkerung auch 
»Recht«�– und wurden als solches hinge-
nommen und gar gutgeheißen.113

An diesem Beispiel wird noch etwas an-
deres deutlich: Gerade in der Anfangspha-
se der nationalsozialistischen Herrschaft 
sicherten die legalistischen Maßnahmen 
»wilde« Aktionen ab und/oder nutzten sie, 
um dann legalistisch tätig zu werden. So le-
gitimierten sie einerseits die »wilden« Ak-
tionen, die dadurch als durchaus berech-
tigt, nur als etwas ungestüm erschienen, 
und andererseits waren die »wilden« Ak-
tionen die »Rechtfertigung« für eine nach-
folgende rechtliche Regelung einer zuvor 
ungeordneten, »chaotischen« Situation.114 
Bemerkenswert ist auch, dass diese Maß-
nahmen dann weit über die »wilden« Ak-
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tionen hinausgingen. Ihr »Nebeneffekt«, 
für die weitere Entwicklung von eminen-
ter Bedeutung, war die Breiten- und Tie-
fenwirkung. Denn während etwa die Stö-
rungen des Gerichtsbetriebes und auch der 
Judenboykott »nur« für einige Tage und 
auch »nur« für einige Orte galt, betraf die 
Entlassung jüdischer und anderer miss-
liebiger Richter, Staatsanwälte, Beamten, 
Rechtsanwälte, Assessoren, Referendare 
usw. eine Vielzahl von Personen und regel-
te deren Status auf Dauer und »geordnet«. 
Die legalistischen Maßnahmen waren also 
den »wilden« Aktionen in jeder Beziehung 
deutlich überlegen.

Neben dieser »objektiven« Funktion 
des Legalisten hatte Frick auch noch eine 
»subjektive«, die sich aus seiner Ausbil-
dung, beru�ichen, parlamentarischen und 
ministeriellen Tätigkeit und Sozialisation 
ergab. Denn die »Hitler-Bewegung« hatte 
in Kreisen der bürgerlichen Gesellschaft 
vielfach keinen guten Ruf. Entsprechend 
der von Goebbels ausgegebenen Paro-
le »Wir prügeln uns groß« war sie vor al-
lem die Partei der Saalschlachten und der 
SA-Rabauken. Hitler selbst galt nicht we-
nigen als »verkrachte Existenz« und für 
den Reichspräsidenten von Hindenburg 
war er der »böhmische Gefreite«. Mit die-
sem Erscheinungsbild und diesen Perso-
nen war kein »Staat zu machen«. Da war es 
sehr hilfreich, in dieser »Bewegung« auch 
Repräsentanten zu haben, die einer ande-
ren sozialen Schicht angehörten: wie etwa 
Hermann Göring, der Sohn eines hohen 
kaiserlichen Kolonialbeamten und Dip-

115 So auch Fischer, Frick (wie Anm. 1), 237.

lomaten sowie letzter Kommandeur der 
legendären Jagd�iegerstaffel Richthofen 
und Träger des Pour le mérite – und eben 
auch Wilhelm Frick. Frick stammte zwar 
aus kleinbürgerlichen, aber doch gediege-
nen Verhältnissen, aus denen schon mal 
gehobene, konservative, nationalistisch ge-
sinnte Beamte kommen konnten und der 
als promovierter Jurist mit langjähriger Be-
rufserfahrung als Verwaltungsbeamter, als 
langjähriges Mitglied des Reichstages und 
Fraktionsführer sowie als Minister Serio-
sität ausstrahlte. Er war einer der wenigen 
führenden Nationalsozialisten, mit denen 
man die Eliten im Staatsapparat und auch 
in der Reichswehr und selbst in der Wirt-
schaft für sich gewinnen konnte. Ganz per-
sönlich hatte er vor der Machtübernahme 
der Nationalsozialisten – als Fraktions-
vorsitzender der NSDAP  – vermittelt, als 
Göring mit Hilfe des Zentrum Reichstags-
präsident wurde. Auch war er bei den ent-
scheidenden Gesprächen, bei denen das 
Bündnis mit von Papen zustande kam. Und 
schließlich hielt er die Verbindung zu Tei-
len der hohen Ministerialbürokratie, die 
sich immer mehr von den Deutschnatio-
nalen zur NSDAP  hin orientierte.115 Nicht 
zu unterschätzen war auch seine Wirkung 
auf das Millionenheer von Staatsdienern, 
»seinen« Beamten, die – in dem von Gregor 
Strasser verspotteten�– »typischen Durch-
schnittsverwaltungsbeamten« Wilhelm 
Frick einen von ihnen sahen und der den 
»Stallgeruch« hatte.

Alles in allem war Frick ein Glücks-
fall für die an die Macht strebenden und 
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dann an die Macht gekommenen Natio-
nalsozialisten. Hitler hatte diese Perso-
nalie geschickt platziert. Schon 1930 war 
Frick für ihn der »richtige Mann auf dem 
richtigen Platz«. Frick erfüllte in der Pha-
se der faschistischen Machteroberung eine 
der wichtigsten Funktionen. Er bestimmte 
die Taktik der weiteren »Machtergreifung« 
maßgeblich mit und trieb sie unter dem 
Mantel der Legalität voran. Hitler zufolge 
gebührte Frick ein »hoher Anteil am Sieg 
der nationalen Revolution«.116

Machtkonsolidierung

In der folgenden Zeit, in der von Hitler 
und Frick so genannten Zeit der Evolu tion, 
setzte Frick seine zentralistische Politik 
konsequent fort. Zum zweiten Jahrestag 
der »Machtergreifung« erließ die Reichs-
regierung zwei vom Reichsinnenminis-
terium entworfene wichtige Gesetze, das 
2.�Reichsstatthaltergesetz117 und die Deut-
sche Gemeindeordnung (DGO )118. Mit dem 
einen wurde die Reichsreform fortgeführt 
und mit dem anderen wurden die Gemein-
den gleichgeschaltet.

Ein weiterer Schwerpunkt – auch Fricks 
ganz persönlichen Engagements – war die 
Rassen- und Erbgesundheitspolitik. Mit 
Hilfe seines Abteilungsleiters Gütt baute er 

116 Völkischer Beobachter Nr. 73 vom 14. März 1934, zit. nach Neliba, Reichsinnenminister 
(wie Anm. 1), 82.

117 RGBl. I, 65.
118 RGBl. I, 49.
119 Vgl. dazu: Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 161.
120 RGBl. I, 531.
121 RGBl. I, 773.
122 RGBl. I, 1246.

eine »reichseinheitliche Organisation« des 
Gesundheitswesens auf, die ihm als »Trans-
missionsriemen der Erb- und Rassenp�e-
ge« dienen sollte.119 Kernstück war das 
»Gesetz über die Vereinheitlichung des Ge-
sundheitswesens« vom 3. Juli 1934.120 Mit 
ihm wurden der staatliche Gesundheits-
schutz, die kommunale Gesundheitsp�e-
ge und die nationalsozialistische Erb- und 
Rassenp�ege gesamtstaatliche P�ichtauf-
gaben. Im ganzen Deutschen Reich schuf 
man ein Netz von Gesundheitsämtern. Sie 
sollten vor allem die »erbliche und rassi-
sche Erbgesundheit« anstreben und waren 
u. a. wichtig für den Vollzug des »Gesetzes 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchses«. 
Dieses Gesetz fand eine Ergänzung durch 
das »Gesetz zur Änderung des Gesetzes 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchses« 
vom 26. Juni 1935121, das den Schwanger-
schaftsabbruch bei diagnostizierter Erb-
krankheit legalisierte. Im selben Jahr erging 
noch das »Gesetz zum Schutze der Erb-
gesundheit des deutschen Volkes«(»Ehe-
gesundheitsgesetz«) vom 18. Oktober 
1935122. Es verlangte von den Brautleuten 
die Vorlage von Ehetauglichkeitszeugnis-
sen und schloss Menschen mit bestimmten 
Krankheiten von der Eheschließung aus.

Und schließlich ergingen zwischen 1933 
und 1935 rund einhundert Gesetze und 
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Verordnungen für die Juden mit Fricks 
Unterschrift. 123 Sein erklärtes Ziel war es, 
die Judenfrage auf »vollkommen legalem 
Wege« lösen – bis eine völlige Entrechtung 
der jüdischen Minderheit erreicht war. Die 
bekanntesten und die wichtigsten dieser 
Gesetze waren die Nürnberger Rassenge-
setze, das auf dem Nürnberger »Reichs-
parteitag der Freiheit« vom Reichstag ver-
abschiedete »Reichsbürgergesetz«124 und 
das »Gesetz zum Schutz des deutschen 
Blutes und der deutschen Ehre« (Blut-
schutzgesetz)125 jeweils vom 15. September 
1935. Das »Reichsbürgergesetz« schuf eine 
besondere Art des Bürgers: den »Reichs-
bürger«. Allein dieser sollte die vollen poli-
tischen Rechte haben (§ 2 Abs. 3 Reichsbür-
gergesetz – RBG). Um das zu sein, musste 
er Staatsangehöriger »deutschen oder art-
verwandten Blutes« sein und außerdem 
durch sein Verhalten beweisen, dass er »ge-
willt und geeignet ist, in Treue dem Deut-
schen Volk und Reich zu dienen.« Der Sta-
tus des »Reichsbürgers« beinhaltete also 
eine »rassische« und eine politische Kom-
ponente. Dementsprechend konnten jüdi-
sche Deutsche nicht »Reichsbürger« sein, 
sie waren nur Staatsbürger und damit Bür-
ger 2.�Klasse.

Das »Gesetz zum Schutze des deutschen 
Blutes und der deutschen Ehre« (mit sei-
ner Präambel: »Durchdrungen von der Er-
kenntnis, dass die Reinheit des deutschen 

123 So Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 165.
124 RGBl. I, 1146.
125 Ebenda.
126 RGBl. I, 523.
127 Vgl. Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 202.
128 Ebenda, 201.

Blutes die Voraussetzung für den Fortbe-
stand des deutschen Volkes ist«) verbot die 
Eheschließung sowie den außerehelichen 
Geschlechtsverkehr zwischen Juden und 
Nichtjuden. Verstöße gegen das Gesetz wa-
ren »Rassenschande« und wurden mit Ge-
fängnis bzw. Zuchthaus bestraft.

Schon länger hatten das Reichsinnen-
ministerium und gerade auch Frick an 
neuen die Juden diskriminierenden Ge-
setzesentwürfen gearbeitet, so etwa an der 
»Neufassung des Staatsbürgerrechts« auf 
»rassischer Grundlage« die zum »Gesetz 
zur Änderung des Reichs- und Staatsan-
gehörigkeitsgesetzes vom 22.7.1913« vom 
15. Mai 1935 führte.126 Zur gleichen Zeit 
beschäftigte sich Frick mit Maßnahmen 
auf wirtschaftlichem Gebiet, etwa mit der 
Kennzeichnung jüdischer Geschäfte oder 
dem Verbot, weitere jüdische Geschäf-
te zuzulassen, »um nicht nur das weite-
re Vordringen der Juden in der deutschen 
Wirtschaft zu verhindern, sondern auch 
ihren wirtschaftlichen Ein�uss einzu-
dämmen.«127 Zudem arbeitete das Reichs-
innenministerium im Sommer 1935 an 
Eheverboten, wie sie dann Eingang in das 
Blutschutzgesetz fanden. Das entsprach 
auch Fricks persönlicher Meinung, denn 
Mitte Juli 1935 war er der Auffassung, es 
müsse möglichst bald ein »Ehehindernis 
der Rassenmischehe« festgelegt werden.128 
Als erste Konsequenz wies er am 26. Juli 
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1935 die Standesbeamten an, keine Ehe 
zwischen »Ariern« und »Nicht-Ariern« 
mehr zu trauen. Mithin war Fricks Mi-
nisterium und auch er selbst lange vor der 
endgültigen Formulierung der Nürnberger 
Rassengesetze mit den sie vorbereitenden 
Arbeiten beschäftigt.

Auf diesen Vorarbeiten bauten die von 
den Abgeordneten des Reichstags per Ak-
klamation erlassenen »Nürnberger Ge-
setze« auf.129 Dafür war der Reichstag 
kurzfristig zu dem ohnehin statt�nden -
den Reichsparteitag nach Nürnberg ein-
berufen worden. Das war eine Reaktion 
Hitlers auf einen an sich unbedeutenden 
Vorfall in New York. Bei diesem hatten 
Hafenarbeiter die Hakenkreuzfahne auf 
einem deutschen Schiff entfernt; in dem 
anschließenden Gerichtsverfahren waren 
sie von einem jüdischen Richter freigespro-
chen worden. Darüber völlig in Rage ge-
raten, berief Hitler wenige Tage später den 
Reichstag zu einer Sitzung nach Nürnberg 
ein. In deren Mittelpunkt sollte zunächst 
das »Reichs�aggengesetz«130 stehen, das die 
»Hakenkreuz�agge« zur »Reichs- und Na-
tional�agge« erklärte. Damit dies nicht der 
einzige Tagesordnungspunkt der Reichs-
tagssitzung blieb, verlangte Hitler die sehr 
kurzfristige Erarbeitung und Verabschie-
dung weiterer »Judengesetze«. Daraufhin 
wurden kurz vor dem Parteitag Ministe-
rialbeamte und Minister, u. a. auch Frick, 

129 Vgl. dazu im Einzelnen Hans Mommsen, Das NS-Regime und die Auslöschung des Juden-
tums in Europa. Göttingen 2014, 49 ff.

130 RGBl. I, 1146.
131 Vgl. dazu im Einzelnen: Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 203 ff.
132 Ebenda, 213.
133 Ebenda, 202.

nach Nürnberg beordert. Innerhalb weni-
ger Tage wurden die verschiedenen Gesetze 
und ihre Texte formuliert. In den Beratun-
gen war Frick – wie neuere Forschungen 
ergeben haben131 – auch persönlich stark 
engagiert. Unterlagen zu einzelnen Ent-
würfen der Gesetze enthalten zum Beispiel 
seine handschriftlichen Anmerkungen zur 
De�nition der Juden. Dabei zeigte er sich 
als ein radikalerer Antisemit als weite Krei-
se der Partei.132

In der Entstehungsgeschichte der Nürn-
berger Gesetze spielten wiederum »wilde« 
Aktionen eine Rolle, die Anlass und Recht-
fertigung für sie zugleich waren. Diese hat-
ten in den Monaten bis Mitte August 1935 
so überhand genommen, dass sich Frick 
am 20. August 1935 in einem Geheimerlass 
veranlasst sah, im Auftrag Hitlers »Einzel-
aktionen gegen Juden durch Mitglieder der 
NSDAP  und ihrer Gliederungen« zu ver-
bieten. Wer daran teilnehme oder dazu 
anstifte, sei ein »Provokateur, Rebell und 
Staatsfeind«. Ergänzend wies Frick dann 
darauf hin, dass eine Lösung der Judenfrage 
»langsam aber sicher auf vollkommen lega-
lem Wege« herbeigeführt werde.133

Das Vorgehen Fricks billigte Hitler aus-
drücklich. Nach – einstimmiger – Verab-
schiedung der Nürnberger Gesetze gab 
er eine seiner ganz seltenen Erklärungen 
zum Sinn und Funktion derartiger Geset-
ze ab: Ihm bleibe in Deutschland gegen das 
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provozierende Vorgehen »jüdischer Ele-
mente« im internationalen und nationa-
len Bereich nur der »Weg einer gesetzli-
chen Regelung«, damit die Empörung der 
Bevölkerung »nicht zu sehr entschlosse-
nen, im einzelnen nicht übersehbaren Ab-
wehrreaktionen« führe. Am Schluss der 
Sitzung appellierte Hitler an alle Abgeord-
neten, sie sollten dafür Sorge tragen, dass 
das deutsche Volk die »unerhörte Diszip-
lin« bewahre und »den Weg des Gesetzes 
(wandele)«.134

Diese für Hitler sicherlich sehr unge-
wöhnlichen Worte werden Frick sehr gut 
getan haben. Denn zwischenzeitlich hat-
te er in manchen Bereichen einen Macht-
verlust erlitten und zeitweise auch das 
Wohlwollen Hitlers verloren. Das begann 
ansatzweise schon mit der Errichtung ei-
nes Propagandaministeriums im März 
1933. Dadurch musste sein Ministerium 
einige Aufgabengebiete (wie Presse, Rund-
funk und Kunst) abgeben, und mit der Er-
nennung Joseph Goebbels zum Reichsmi-
nister für Volksaufklärung und Propaganda 
erwuchs Frick ein politischer Gegner, der 
viel Ein�uss auf Hitler hatte. Fricks Macht-
verlust setzte sich fort mit der Errichtung 
des Reichsministeriums für Wissenschaft, 
Erziehung und Volksbildung im Mai 1934, 
durch das er die Zuständigkeit für Bereiche 
verlor, die er zuvor in Thüringen wesent-
lich gestaltet hatte.

Schließlich wurden im Juli 1935 die 
Kirchenangelegenheiten aus dem Reichs-
innenministerium ausgegliedert und einem 

134 Ebenda, 215.
135 Ebenda, 136.
136 Vgl. dazu ebenda, 124 ff.

eigenen Ministerium übertragen. Hinter-
grund war, dass Hitler mit der Kirchen-
politik Fricks sehr unzufrieden war und 
ihn für den ungelösten Kon�ikt zwischen 
den »Deutschen Christen« und dem Pfar-
rernotbund sowie für die Entstehung der 
»Bekennenden Kirche« verantwortlich 
machte. Kurz bevor Frick die Zuständig-
keit für Kirchenangelegenheiten entzogen 
wurde, notierte Goebbels in seinem Tage-
buch: Hitler habe »Wut auf Frick und seine 
Bürokraten«, das Innenministerium sei bei 
Hitler ganz »erledigt«, »Frick abgemeldet«. 
Hitler habe schon über eine Nachfolge für 
Frick nachgedacht, der »wohl bald dran 
glauben« müsse.135

Dazu kam es aber nicht. Hitler brauchte 
Frick – noch. Eine scheinbar gegenläu�ge 
Bewegung hatte es ein Jahr zuvor gegeben. 
Auf Initiative des preußischen Minister-
präsidenten und Innenministers Hermann 
Göring kam es zur Zusammenlegung des 
preußischen Innenministe riums und des 
Reichsinnenministeriums.136 Frick �r -
mierte daraufhin als »Reichs- und Preu-
ßischer Minister des Innern«. Diese Um-
organisation, die als wichtiger Beitrag zur 
Reichsreform bezeichnet wurde, brach-
te ihm einen ganz erheblichen Macht-
zuwachs, erhielt sein Reichsministerium 
doch einen gewaltigen Unterbau durch die 
sehr große preußische Landesverwaltung. 
Allerdings konnte Frick dieses Potenzial 
nur eingeschränkt nutzen, weil ihm der 
Aufbau einer einheitlichen Behördenor-
ganisation nicht gelang.
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Besonders schwerwiegend und folgen-
reich war das im Bereich der Polizei. Kaum 
war Göring am 10. April 1933 zugleich 
auch preußischer Ministerpräsident ge-
worden, hatte er mit dem preußischen Ge-
stapo-Gesetz vom 26. April 1933137 das Ge-
heime Staatspolizeiamt (Gestapa) in Berlin 
gegründet und es dann mit dem 2.�Ge-
stapo-Gesetz vom 30. November 1933138 zu 
einem selbstständigen Zweig der inneren 
Verwaltung gemacht. Mit Verordnung vom 
8. März 1934139 übertrug Ministerpräsident 
Göring die oberste Leitung des Gestapa 
vom Amt des Preußischen Innenministers 
(d. h. von ihm selbst als Innenminister) auf 
das Amt des Preußischen Ministerpräsi-
denten (d. h. auf ihn selbst als Minister-
präsidenten). Seitdem war die Gestapo in 
Preußen eine unabhängige Polizeibehör-
de, die einen eigenen Zweig der inneren 
Verwaltung bildete und nur dem Minis-
terpräsidenten unterstellt war. Schließlich 
ernannte Göring am 20. April 1934140 – und 
damit wenige Tage vor der Zusammenle-
gung der beiden Ministe rien – Heinrich 
Himmler zum Inspekteur und – formell 
– stellvertretenden Chef der preußischen 
Geheimen Staatspolizei (rein tatsächlich 
hatte er aber schon die Befehlsgewalt inne). 
Zwei Tage später berief Himmler seinen 
engen Gefolgsmann Reinhard Heydrich 
zum Chef des Gestapa in Berlin.

137 Gesetz über die Errichtung eines Geheimen Staatspolizeiamts, PrGS S. 122.
138 Gesetz über die Geheime Staatspolizei, PrGS S. 413.
139 Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über die Geheime Staatspolizei vom 30. No -

vember 1933, PrGS S. 143.
140 Vgl. Buchheim, Herrschaftsinstrument (wie Anm. 72), S 46 f. sowie Michaelis/Schraepler 

(Hrsg.), Ursachen und Folgen (wie Anm. 75), 358 Nr. 2141.

Diese organisatorischen Maßnahmen 
waren geschickte Schachzüge Görings. 
Denn damit unterstand Himmler, als am 
1. Mai 1934 das Reichs- und das Preußische 
Innenministerium miteinander verbunden 
wurden, nicht dem neuen preußischen In-
nenminister Frick, sondern ihm als preußi-
schem Ministerpräsidenten. Und Himmler 
war damit (faktisch) Chef aller politischen 
Polizeien. Schon zuvor hatte er (als »Po-
litischer Polizeikommissar«) die Gestapo 
in den kleineren deutschen Ländern über-
nommen – erst in Bayern und dann in den 
anderen deutschen Ländern – und sie neu 
strukturiert.

Abb. 6: Konkurrenten um die Gunst 
Hitlers: Wilhelm Frick und Heinrich 
Himmler.
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Wie es um die Macht und den Ein-
�uss Fricks stand (und wie Himmler sei-
ne Macht weiter ausbaute), zeigten die Vor-
gänge Ende Juni/Anfang Juli 1934, die man 
oft irreführend als »Röhmputsch« bezeich-
net. Nachdem die politischen Gegner ver-
trieben, verhaftet, ermordet und mundtot 
gemacht, die »nationale Revolution für be-
endet und die Zeit der »ruhigen Evolution« 
ausgerufen worden waren, kam die einzige 
tatsächlich noch bestehende Bedrohung des 
Regimes durch die SA. Mit ihren rund zwei 
Millionen Mitgliedern war sie unter ihrem 
Stabschef Ernst Röhm ein ständiger Unru-
heherd. Viele SA-Angehörige hatten sich 
von Hitler mehr versprochen, vor allem 
einen Arbeitsplatz im neuen Staat. Röhm 
selbst dachte die SA als eine braune Volks-
armee, die die Reichswehr ablösen konn-
te. Es kursierte das Wort von der »zweiten 
Revolution«, sie stand aber nicht bevor.

Stattdessen kam es zu dem sog. Röhm-
putsch.141 Am 30. Juni 1934 nahmen SS- und 
Polizeieinheiten in Anwesenheit von Hit-
ler, der persönlich angereist war, am frühen 
Morgen die SA-Führung in Bad Wiessee 
fest und ermordeten sie. Zur gleichen Zeit 
veranlasste Göring in Berlin anhand vorbe-
reiteter Listen ebenfalls Verhaftungen und 
Morde. Opfer waren hohe SA-Führer, aber 
auch enge Mitarbeiter des Vizekanzlers von 
Papen, der Leiter der Katholischen Akti-
on Ministerialdirigent Erich Klausener, der 
ehemalige bayerische Generalstaatskom-

141 Vgl. eingehend vor Vorgeschichte und zum Verlauf der Vorgänge Longerich, Bataillone (wie 
Anm. 74), 206 ff.

142 Vgl. Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 141.
143 RGBl. I, 529.
144 RGBl. I, 487.

missar und scheinbare Verbündete beim 
Putsch im November 1923 Gustav Ritter 
von Kahr, der ehemalige Reichskanzler und 
Reichswehrgeneral Kurt von Schleicher 
und seine Ehefrau sowie dessen Mitarbei-
ter Generalmajor Ferdinand von Bredow 
und auch einstige innerparteiliche Geg-
ner wie Gregor Strasser. An dieser Aktion, 
der – nachgewiesen�– etwa 90 Menschen 
zum Opfer �elen, war Frick nicht betei -
ligt. Erst später erfuhr er von Göring, dass 
Hitler sämtliche Polizeigewalt in seine – 
Görings�– Hände und die von Himmler 
gelegt hatte.142 Frick blieb nur, im Nach-
hinein das »Gesetz über Maßnahmen der 
Staatsnotwehr« vom 3. Juli 1934143, mit dem 
das Blutbad nachträglich »für rechtens« 
und Hitler zum »Obersten Gerichtsherrn 
über Leben und Tod« erklärt wurden, mit 
zu unterzeichnen. Nach diesen Morden 
verlor die SA ihre politische Bedeutung. 
Die SS wurde aus der Unterstellung unter 
die SA herausgelöst und zur selbständigen 
Organisation innerhalb der NSDAP  erho-
ben. Mit ihrem Führer Heinrich Himmler 
übernahm die SS eine immer wichtigere in-
nenpolitische Rolle.

Ein Markstein auf dem Weg in den Po-
lizeistaat, in den SS-Staat, war der Erlass 
Hitlers vom 17. Juni 1936.144 Mit ihm schuf 
Hitler das staatliche Amt eines Chefs der 
Deutschen Polizei und fasste damit die ge-
samte Polizei des Reiches zusammen. Das 
war das Ende der in Teilen noch beste-
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henden Polizeihoheit der Länder zuguns-
ten der Zentralgewalt (»Verreichlichung 
der Polizei«). Dieses neu geschaffene Amt 
übertrug er Himmler, dem Reichsführer SS. 
Himmler war jetzt »Reichsführer SS und 
Chef der Deutschen Polizei«. Mit der Un-
terstellung der zentralisierten Polizei unter 
seine Leitung wurde der Prozess forciert, 
die Polizei mit der SS zu verschmelzen. 
Zugleich wurde die Polizei dadurch »ent-
staatlicht« und »parteilich«.145 Denn der 
Reichsführer�SS hatte ein Parteiamt inne, 
war Parteifunktionär und dem Führer 
Adolf Hitler unmittelbar verantwortlich. 
Die Polizei wurde danach zu einem Inst-
rument der Partei und vor allem zu einem 

145 Vgl. dazu im Einzelnen Buchheim, Herrschaftsinstrument (wie Anm. 72), 20 ff.

Instrument der Willkürherrschaft des Füh-
rers Adolf Hitler. Natürlich blieb die Poli -
zei öffentlicher Dienst und sie ressortierte 
im Reichsinnenministerium. Aber Frick als 
Reichsinnenminister wurde nicht Himm-
lers Vorgesetzter. Himmler lehnte es ab, 
innerhalb des Ministeriums ein Amt zu 
übernehmen. Er blieb, was er war: Reichs-
führer SS – und hatte »nur« die Funktion 
eines Chefs der Deutschen Polizei.

Zu Besuch in Bad Kreuznach

Dies gehörte zu Frick und seinem Um-
feld, als er am Sonntag, dem 24. Mai 1936, 
nach Bad Kreuznach kam, die Wilhelm 

Abb. 7: Frick (in heller Jacke) und Himmler im Konzentrationslager Sachsenhausen, 
wohl 1938.
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Frick-Siedlung einweihte, Ehrenbürger 
von Bad Kreuznach wurde und sich in das 
»Eiserne Buch« von Bad Kreuznach ein-
trug. Während Fricks Bedeutung für Hitler 
und seine Diktatur eher nachließ und »sein 
Führer« mit ihm in manchem (sehr) unzu-
frieden war, stand Frick in seinem 60.�Le-
bensjahr nach außen hin auf dem Höhe-
punkt seiner Macht. Dazu gehörte noch, 
dass wenige Wochen später, in der ersten 
Hälfte des Monats August 1936, die Olym-
pischen Sommerspiele in Berlin statt�nden 
sollten. Die Vergabe der Olympiade nach 
Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg 
und nach dem Ausschluss Deutschlands 
von den Spielen 1920 und 1924 war ein 
Vertrauensbeweis und eine neue Chance, 
der Welt zu beweisen, dass das Land ein 
guter Gastgeber sein könne und nach dem 
Ersten Weltkrieg zur Normalität zurück -
gefunden habe. Der ganzen Welt wollte 
man zeigen, dass Deutschland ein friedlie-
bendes, soziales und wirtschaftlich aufstre-
bendes Land sei. Mit viel Propaganda und 
der Parole »Olympia – eine nationale Auf-
gabe« wurden die Deutschen auf die Spiele 
vorbereitet. Neben Plakaten, Prospekten, 
Olympiazeitungen, Filmen und Diavorträ-
gen gab es eine fahrbare Olympia-Ausstel-

146 Über das Ereignis berichteten zwei in Bad Kreuznach erscheinende Zeitungen. Die Artikel 
sind im Stadtarchiv Bad Kreuznach in der Materialsammlung »Ehrenbürger« archiviert. 
Sehr wahrscheinlich handelt es sich dabei um das Nationalblatt – Ausgabe Bad Kreuznach�–, 
Seite: Kreuznacher Beobachter, und um den Öffentlichen Anzeiger, jeweils vom 25. Mai 
1936. Diese Artikel werden hier zusammengefasst und überwiegend wörtlich zitiert. Damit 
soll die propagandistisch angeheizte und wohl auch weitgehend vorhandene euphorische 
Stimmung wiedergegeben werden. Um zugleich die notwendige Distanz zu schaffen, ist der 
originale Text kursiv gedruckt.

147 1934 hatte Frick kurz nach der Scheidung von seiner ersten Frau ein zweites Mal geheiratet. 
Seine neue Lebensgefährtin war die vormalige Ehefrau des Architekten Paul Schultze-Naum-
burg, Margarete Karolina Berta geb. Dörr (1896–1960). Sie stammte auch aus der Pfalz, 

lung, die ein Jahr lang durch Deutschland 
zog und in fast 100 Städten zu sehen war. 
Der Glanz �el natürlich – neben einigen 
Sportlern – auf den »Führer« Adolf Hitler 
und auch auf Wilhelm Frick, als Innenmi-
nister und damit als Sportminister. Weni-
ge Wochen vor diesem Großereignis war 
Wilhelm Frick dann persönlich in »seinem/
unserem« Naheland und in der Nordpfalz.

Sein Besuch am Sonntag, dem 24. Mai 
1936, war – wie die örtliche Presse146 ti-
telte – »ein Ehrentag für das Naheland«. 
Dieser »frohe Festtag« für die Stadt Bad 
Kreuznach und für das ganze Nahetal, an 
dem »ein Sohn unseres Nahetals, Reichs-
innenminister Dr. Wilhelm Frick, in sei-
ne alte Heimat zurück(kam)«, begann in 
Bingerbrück. Um ihn an der damaligen 
Grenze des Kreises Kreuznach zu empfan-
gen, waren »Kreisleiter und Gauinspekteur 
Pg. Ernst Schmitt, mit ihm der Landrat 
und Gauwirtschaftsberater Pg. Dr. Sim-
mer, der Adjutant des Reichsinnenministers 
SA-Brigadeführer Krollmann, der Bürger-
meister des Amtes Bingerbrück und eine 
Abordnung der Politischen Leiter« ihm 
entgegengefuhren.

Zur Begrüßung Fricks und seiner Ge-
mahlin147 sowie und des Gauleiters Gustav 
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Simon fand sich dann noch der Regierungs-
präsident zu Koblenz, von Heydebrand 
und der Lassa, ein.

Nach einer kurzen Begrüßung fuhr die 
Wagenkolonne durch die Dörfer, wo die 
Bevölkerung seit Stunden an den Durch-
gangsstraßen stand und Frick zuwinkte. 
Gegen 12.30 Uhr fuhr Frick stehend in sei-

aus Germersheim. Die Eheleute Schultze-Naumburg kannte Frick spätestens aus seiner 
Tätigkeit in Thüringen. Aus Fricks zweiter Ehe gingen zwei Kinder hervor, die 1935 geborene 
Tochter Renate und der 1937 geborene Sohn Dieter.

nem Wagen durch die Stadt, vom »Brü-
ckes« zum Kurhaus. Dort begrüßte ihn 
Bürgermeister Dr. Wetzler und Kurdi-
rektor Nahlenbeck überreichte Frau Frick 
ein Blumengebinde. Der of�zielle Teil des 
Besuchs begann um 14 Uhr mit der Vor-
stellung der Führer von Partei, Stadt und 
Wirtschaft. Dabei waren Frick auch einige 

Abb. 8–9: Der Bericht im »Nationalblatt – Ausgabe Bad Kreuznach, Seite ‹Kreuz-
nacher Beobachter›«, wahrscheinlich vom 25. Mai 1936 (oben), und ein Eindruck 
»vorher – nachher«, rechts die beiden Musterhäuser (unten).
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Herren noch aus der »Kampfzeit« bekannt, 
in der er zweimal im hiesigen Gebiet war.

Danach ging es durch die reich ge-
schmückten Straßen zur Siedlung an der 
Bosenheimer Straße. Auf dem dortigen 
Festplatz hatten sich tausende zu der Kund-
gebung eingefunden, die Frick unter unge-
heurem Jubel und stürmischen Heilrufen 
begrüßten. Die erste Ansprache hielt Kreis-
leiter Gauinspekteur Schmitt. Er betonte, 
dass ein Werk eingeweiht werde, das nicht 
nur von äußerer Bedeutung sei, sondern die 
innere Haltung des nationalsozialistischen 
Deutschlands wiedergebe. Es sei ein Werk 
des Friedens, ein Werk des Sozialismus, auf 
dass ein starkes Geschlecht herangezogen 
werde, das einst das Erbe übernehmen kön-
ne. Frick dankte in seiner Rede, die immer 
wieder von stürmischem Beifall unterbro-
chen wurde, für den herzlichen Empfang 
in seiner alten Heimat. Im Wort Heimat 
lägen unschätzbare Gefühlswerte. Heimat, 
Blut und Boden, Rasse und Volkstum seien 
Werte, auf denen sich das Reich aufbaue. 
Ein neuer Aufstieg, auch in Bad Kreuznach, 
sei nicht zu verkennen. Das größte, was der 
»Führer« gegeben habe, sei die Tatsache, 
dass er uns stark gemacht habe. Heute sei 
Deutschland so stark, dass sich jeder über-
legen werde, ob er es etwa angreifen oder 
überfallen wolle. Das Bauern tum, von dem 
alle abstammten, sei immer die Kraftquel-
le der Nation gewesen. Es sei das Verdienst 
Adolf Hitlers, das Volk zu einer Einheit 
verschmolzen zu haben. – Ein Volk, ein 
Reich mit einem Führer. Adolf Hitler sei 
vom reinsten Wollen beseelt, dass er nur 
ein Ziel kenne, das Wohl des Volkes und 
die Stärke des Reiches.

Anschließend besichtigte Frick »zwei 
Häuser, die bereits fertig gestellt und vor-
läu�g eingerichtet (waren)«. Begrüßt wur-
de er von den Siedlern, besonders aber 
von den zahlreich erschienenen Volksge-
nossen aus dem benachbarten Duchroth 
und Odernheim und aus Alsenz, von de-
nen manche ihn noch aus der Jugendzeit 
kannten. Sie freuten sich, dass sie an die-
sem Ehrentag des Nahetals mit dabei sein 
durften – sei doch Frick durch Jahrhunderte 
mit dem Nahetal verbunden und sein Ge-
schlecht aus Duchroth und seit drei Jahr-
hunderten und noch länger dort ansässig.

Dann ging es zur festlichen Ratsher-
rensitzung im Roten Saal des Kurhauses. 
Dort wurde Frick das Ehrenbürgerrecht 
der Stadt Bad Kreuznach verliehen. Bür-
germeister Dr. Wetzler begrüßte ihn und 
wies darauf hin, dass sich Bad Kreuznach 
noch jetzt zu den Not leidenden Städten 
Deutschlands rechnen müsse, weil die Wir-
kungen des Krieges und der Besatzungszeit 
zu unheilvoll und nachhaltig seien. Wetz-
ler weiter: Wenn die Stadt Bad Kreuznach 
trotz aller �nanziellen Nöte und Sorgen 
darangegangen sei, nationalsozialistische 
Aufbauarbeit zu leisten, wie sie die frü-
heren Brutstätten kommunistischer Ge-
sinnung, wenn sie die Elendsquartiere be-
seitigen und den Volksgenossen und ihren 
Kindern Licht, Luft und Sonne wiederge-
ben wolle, dann könne sie das nur dank 
des vom Führer übernommenen unbändi-
gen Willens, das Unmögliche möglich zu 
machen. Die Kreuznacher wüssten, dass 
der Führer und seine Mitarbeiter nicht des 
Dankes wegen sich für das deutsche Volk 
einsetzten. Wer geschichtliche Taten voll-
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bringe, müsse ohne Rücksicht auf Gunst, 
Neid, oder Anerkennung seinen Willen in 
die Tat umsetzen können. Er, Frick, habe 
in den Jahren vor der Machtübernahme 

Beweise dieses Willens gegeben. Deshalb 
habe er, in vorderster Linie mit dem Füh-
rer kämpfend, auch besonderen Anteil am 
Siege des von Hitler geführten National-

Abb. 10–11: Momentaufnahmen des Besuchs in Bad Kreuznach.Unten links neben 
Frick und seiner zweiten Ehefrau Margarete der Gauleiter des Gaus Ko blenz-Trier-
Birkenfeld, Gustav Simon.
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sozialismus. Schlinge die Benennung der 
Siedlung nach Frick zunächst nur ein äuße-
res Band, so solle die innere Beziehung zwi-
schen Frick und der Stadt Bad Kreuznach 
sichtbaren Ausdruck durch die Verleihung 
des Ehrenbürgerrechts erhalten. Ehrenbür-
ger der Stadt seien außer dem anwesenden 
Ehrenbürger Potthoff, der sich in langen 
Jahren kommunaler Mitarbeit um das Wohl 
der Stadt hohe Verdienste errungen habe, 
der Führer Adolf Hitler, General der Infan-
terie Erich Ludendorff und Korvettenka-
pitän Otto Hersing. Der Ehrenbürgerbrief 
solle Frick an dies Kleinod an der Nahe, mit 
dem er schon durch Kindheitserinnerungen 
verbunden sei, noch enger fesseln, er solle 
sichtbarer Ausdruck des Danks der Stadt 
an Frick als Vorkämpfer des Nationalso-
zialismus sein.

Der Text des Ehrenbürgerbriefes lautete:

In treuer, landsmännischer Verbunden-
heit, in dankbarer Würdigung seiner für 
Stadt, Volk und Führer vollbrachten 
Taten verleiht Bad Kreuznach das Eh-
renbürgerrecht dem Nationalsozia listen 
Dr. Wilhelm Frick.
Bad Kreuznach, den 24. Mai 1936 
Der Bürgermeister. Wetzler

Der Ehrenbürgerbrief wurde von dem 
Kreuznacher Holzbildhauer Vacek ge-
schaffen. Seine Vorderseite schmückt das 
Wappen der Stadt, eingefasst von Rosen 
und Reben, darunter das Symbol des Ba-
des, die Brunnennymphe, ein Werk des 
Kreuznacher Professor Cauer. Innen zeigt 
der Brief den Blick auf die Kauzenburg und 
auf die Jahrhunderte alte Brücke.

In seinen Dankesworten versprach 
Frick, seine Sorge der Stadt Bad Kreuznach 
zuzuwenden. Er sei zwar Pfälzer, fühle sich 
aber eins mit den Kreuznachern. Er sehe 
es als seine Ehrenp�icht an, den Badebe-
trieb wieder so herzustellen, wie er vor 
dem Krieg gewesen sei. Er schloss mit den 
Worten: »Nehmen Sie nochmals die Ver-
sicherung hin, dass ich alles, was in meiner 
Macht steht, tun werde, um dem Bad und 
seinen Nöten zu helfen, daran wollen wir 
alle mitarbeiten.«

Die festliche Versammlung stimmte 
dann noch begeistert in das Heil ein, das 
Bürgermeister Dr. Wetzler auf den Führer 
und Reichskanzler, auf Volk und Vaterland 
und auf den neuen Ehrenbürger der Stadt 
ausbrachte.

Im Anschluss an die Überreichung des 
Ehrenbürgerbriefes trug sich Minister Dr. 
Frick in das »Eiserne Buch« der Stadt Bad 
Kreuznach ein, das so viele Namen von 
Glanz und Klang enthält, und dem in Zu-
kunft die Unterschrift Dr. Fricks einen be-
sonderen Wert verleihen wird.

Der Eintrag im »Eisernen Buch« hat 
folgenden Wortlaut:

»Ich habe den Ehrgeiz, mir einmal 
im deutschen Volke ein Denkmal zu 
setzen. Wenn ich eine Million Häuser 
baue, in denen so viele deutsche Arbei-
ter wohnen können, dann setze ich mir 
damit ein Denkmal.
Aus der Führerrede vom 13. März 1936 
in Karlsruhe«

Diese Berichterstattung und insbesonde-
re die von ihr mitgeteilten Reden sind ge-
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radezu ein Paradebeispiel für das Verlo-
gene des Nationalsozialismus. Das fängt 
schon mit der Siedlung in der Bosenhei-
mer Straße an, die den Namen von Wil-
helm Frick erhielt. Sie war – mehr als drei 
Jahre nach der Machtübernahme�– keines-
wegs eine Großtat Hitlers und seiner Na-
zis. Begonnen wurde sie vielmehr zu Zei-
ten der Weimarer Republik fast 10 Jahre 
zuvor, im Jahr 1927. Auch war sie bei der 
pompösen Einweihung durch den Reichs-
innenminister Frick im Mai 1936 keines-
wegs fertig gestellt. Fertig waren, wie es an 
versteckter Stelle in der Berichterstattung 
hieß, lediglich zwei Häuser und diese wa-
ren gerade einmal »vorläu�g eingerichtet« 
worden�– was auch immer man darunter 
verstehen mochte.

Genauso verlogen war die Eintragung 
Fricks im »Eisernen Buch«, die er als treu-
er und langjähriger Gefolgsmann mit ei-
nem Zitat seines »Führers« Adolf Hitler 
schmückte. Denn es war keineswegs Hit-
lers Ehrgeiz, sich mit dem Bau von einer 
Million Häusern für deutsche Arbeiter 
ein Denkmal zu setzen. Vielmehr wollte 
er sich in seiner Gigantomanie mit dem 
Umbau der Reichshauptstadt Berlin zur 
Welthauptstadt Germania verewigen. Die 
Planungen dafür hatten schon 1935 begon-
nen. Der Traum von Germania sollte alle 
bis dahin bekannten architektonischen Di-
mensionen sprengen. In dem von Albert 
Speer geplanten Triumphbogen – um ein 
Beispiel herauszugreifen – sollte der Pariser 
Triumphbogen 49 Mal hineinpassen. Aber 

Abb. 12: Der Ehrenbürgerbrief für Wilhelm Frick, gestaltet von Franz Vacek.
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daraus wurde nichts – genauso wenig wie 
aus der einen Million Häuser für deutsche 
Arbeiter. Stattdessen führte Hitler einen 
Vernichtungskrieg, an dessen Ende ganz 
Deutschland in Schutt und Asche lag.

Im Anschluss an seinen Besuch in Bad 
Kreuznach fuhr Frick erst nach Duch roth, 
dem Heimatort seiner Vorfahren, und dann 
weiter zu seinem Geburtsort Alsenz. Die 
Alsenzer, die bei der Begrüßung ebenfalls 
die schwierige wirtschaftliche Lage der 
Gemeinde ansprachen, die durch das voll-
ständige Darniederliegen der Steinindustrie 
Notstandsgebiet geworden war, stimmten 
begeistert zum »Sieg Heil auf den Führer« 
ein. Sie waren – wie es in dem Bericht wei-
ter heißt148 – »(voller) Stolz, einen solch 
hochgestellten Landsmann zu besitzen, der 
das größte Vertrauen des Führers besitzt 
und auch der erste nationalsozialistische 
Minister überhaupt war. Seine stattliche 
Erscheinung, sein gewinnendes Wesen und 
seine schlichte vornehme Art wie die huld-
volle Freundlichkeit seiner Gattin nahmen 
alle Herren sichtlich im Sturme gefangen. 
Es bleibt eine Ehrenaufgabe der Gemeinde 
Alsenz, dem ersten nationalsozialistischen 
Minister eine Gedenktafel an seinem Ge-
burtshause anbringen zu lassen.«

An Fricks 60. Geburtstag, am 12. März 
1937, wurde die Gedenktafel am Geburts-
haus des – wie die Pfälzische Tages-Zeitung 
vom 13. März 1937149 schrieb�– »Reichs-
reformers, Rassevorkämpfers und Weg-
zeigers auf den Gebieten des Volksge-

148 Pfälzische Tages-Zeitung vom 26. Mai 1936, zit. nach Rehberger, Kerndeutsch (wie Anm. 
1), 223 (225).

149 Ebenda, 226 f., bes. 226.
150 RGBl. I, 39.

sundheitswesens wie der biologischen 
Volkserneuerung« feierlich enthüllt. Au-
ßer der Ehrentafel erhielt Frick zu seinem 
60.�Geburtstag die Ehrenbürgerschaft in 24 
deutschen Städten.

Schwäche und Machtverlust

Unterdessen bereitete Frick mit seinem 
Ministerium weitere Gesetze vor, die von 
der Reichsregierung dann erlassen wur-
den. Ein wichtiges war das »Deutsche Be-
amtengesetz« vom 26. Januar 1937.150 Mit 
ihm wurden ausdrücklich die Beamten in 
den Dienst der nationalsozialistischen Be-
wegung gestellt. Sein Ziel war – wie es in 
der Präambel hieß�– »ein im deutschen 
Volk wurzelndes, von nationalsozialisti-
scher Weltanschauung durchdrungenes 
Berufsbeamtentum, das dem Führer des 
Deutschen Reiches und Volkes, Adolf Hit-
ler, in Treue verbunden ist (und damit) ei-
nen Grundpfeiler des nationalsozialisti-
schen Staates (bildet).« Darin wurden die 
bereits erfolgte Verdrängung und Entlas-
sung von Juden aus dem Beamtenverhältnis 
nochmals festgeschrieben und durch Be-
stimmungen für »jüdisch Versippte« (also 
mit Juden verheiratete Beamte) ergänzt. 
Zugleich bot es eine Handhabe, politisch 
missliebige Beamte, die bestimmte höher-
rangige Dienststellen innehatten und den 
»politischen Säuberungen« entgangen wa-
ren, nunmehr unauffällig abzuberufen und 
in den Wartestand zu versetzen.
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Auch im Übrigen setzte Frick seine 
Gesetzgebung gegen die Juden fort. Vor 
allem erließ er immer neue Verordnun-
gen, mit denen das »Blutschutzgesetz« 
und das »Reichsbürgergesetz« ausgefüllt 
wurden. Zur Durchführung des »Reichs-
bürgergesetzes« ergingen insgesamt 13 
Verordnungen. Sie zielten auf die weitere 
Einschränkung des Lebensraums für die 
Juden ab und bereiteten die spätere »End-
lösung der Judenfrage« indirekt vor. Die 
ersten waren:

Die 1.�Verordnung vom 14. November 
1935.151 Sie bezeichnete – exakt – den Per-
sonenkreis, der unter das Gesetz fallen soll-
te, und regelte, dass jüdische Beamte mit 
Ablauf des 31. Dezember 1935 in den Ru-
hestand treten.

Die 2.�Verordnung zum Reichsbürger-
gesetz vom 21. Dezember 1935.152 Sie er-
gänzte die 1.�Verordnung und regelte die 
Behandlung von Beamten, Notaren und 
Ärzten, die als Juden aus ihren Ämtern 
ausscheiden mussten.

Die 3.� Verordnung zum Reichsbür-
gergesetz vom 14. Juni 1938.153 Sie regelte 
die Erfassung jüdischer Gewerbebetriebe 
und deren Eintragung in ein besonderes 
Verzeichnis.

Die 4.�Verordnung zum Reichsbürger-
gesetz vom 25. Juli 1938.154 Sie bestimm-
te, dass Bestallungen (Approbationen) 

151 RGBl. I, 1333.
152 RGBl. I, 1524.
153 RGBl. I, 627.
154 RGBl. I, 969.
155 RGBl. I, 1545.
156 RGBl. I, 1545.
157 RGBl. I, 414.
158 RGBl. I, 1044.

jüdischer Ärzte am 30. September 1938 
erlöschen.

Mit der 5.�Verordnung zum Reichs-
bürgergesetz vom 27. September 1938155 
wurden Juden vom Beruf des Rechtsan-
walts gänzlich ausgeschlossen. Ihre Zu-
lassung war bis zum 30. November 1938 
zurückzunehmen.

Mit der 6.�Verordnung zum Reichsbür-
gergesetz vom 31. Oktober 1938156 wurden 
Juden vom Beruf des Patentanwalts ausge-
schlossen und jüdische Patentanwälte mit 
Wirkung vom 30. November 1938 in der 
Liste gelöscht.

Auch sonst erließ Frick wesentliche 
Verordnungen zur Entrechtung der Juden, 
so die Verordnung über die Anmeldung 
des Vermögens von Juden vom 26. April 
1938157. Sie verp�ichtete jeden Juden im 
Sinne der 1.�Verordnung zum Reichsbür-
gergesetz – und auch den nichtjüdischen 
Ehegatte eines Juden – sein gesamtes in- 
und ausländisches Vermögen anzumelden 
und zu bewerten. Die unter dem 17. August 
1938158 erlassene 2.�Verordnung zur Durch-
führung des Gesetzes über die Änderung 
von Familiennamen und Vornamen legte 
fest, dass Juden und Jüdinnen, die keinen 
jüdisch klingenden Vornamen trugen, als 
weiteren Vornamen den Namen »Israel« 
bzw. »Sara« annehmen mussten. Nach den 
Novemberpogromen am 9./10. November 

file:///C:/Users/Joern/Dropbox/Verlag/Eisernes%20Buch/hennig_frick/%5BLink%20fehlt%5Djavascript:;
file:///C:/Users/Joern/Dropbox/Verlag/Eisernes%20Buch/hennig_frick/%5BLink%20fehlt%5Djavascript:;
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1938 (»Reichspogromnacht«) war Frick 
mit seinem Ministerium an weiteren anti-
jüdischen Gesetzen beteiligt.

Mit Kriegsbeginn legte Frick mit sei-
nem Ministerium den Fokus auch wieder 
verstärkt auf den Bereich der »Erb- und 
Rassenp�ege«, die Verfolgung Kranker, 
Behinderter und sozial Unangepasster 
wurde verschärft. Sie wurden jetzt nicht 
mehr (»nur«) zwangsweise sterilisiert, son-
dern sogar die ersten Opfer von Giftgas. 
Allein im Rahmen der ersten Phase der 
sog. Erwachsenen-Euthanasie (»T4-Ak-
tion«159) wurden von Januar 1940 bis zum 
24. August 1941 in sechs Tötungsanstalten 
mehr als 70 000 Bewohner von Heil- und 
P�egeanstalten und andere Menschen mit 
Behinderung umgebracht. Die Gesund-
heitsabteilung in Fricks Reichsinnenminis-
terium leistete dabei personelle und orga-
nisatorische Hilfe. Zunächst beschränkte 
es mit einer Verordnung vom 31. August 
1939 die Sterilisation auf »dringliche« Fäl-
le, während die anderen Sterilisationen bis 
Kriegsende aufgeschoben werden soll-
ten.160 Damit machte es den Weg frei für 
die Krankenmorde. Sodann wurden mit 
Runderlassen von September und Oktober 
1939 die in Frage kommenden Heil- und 
P�egeanstalten aufgefordert, Meldebögen 
zu bestimmten Patienten auszufüllen. Die 
Unterlagen waren an die Gesundheitsab-
teilung des Reichsinnenministeriums zu-
rückzusenden, die diese an die T4-Zentra-

159 Benannt nach der Mordzentrale in der Tiergartenstraße 4 in Berlin.
160 Vgl. Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 234.
161 Ebenda, 235.
162 RGBl. I, 91.
163 So Rebentisch, Führerstaat (wie Anm. 1), 97.

le weiterleitete. Damit war der zur Tötung 
bestimmte Personenkreis erfasst und »be-
reitgestellt«. Diese Meldebögen bildeten 
die Grundlage für die Krankenmorde.161

Auf dem von ihm sehr engagiert betrie-
benen Arbeitsgebiet der Reichsreform hat-
te Frick nur noch geringe Erfolge. Dazu ge-
hörte das Gesetz über Groß-Hamburg und 
andere Gebietsbereinigungen vom 26. Ja-
nuar 1937162, mit dem u. a. auch der ehed-
em oldenburgische Landesteil Birkenfeld 
auf das Land Preußen überging und ei-
nen Landkreis in der damaligen Rheinpro-
vinz bildete.

Die große Zeit des Reichsinnenminis-
ters Frick war aber vorbei. Sein Ministe-
rium hatte im Laufe der Jahre an Bedeu-
tung verloren. Das einst mächtige und für 
die inneren Angelegenheiten wegweisend 
zuständige Innenministerium glich immer 
mehr dem eines Fachressorts mit eng um-
schriebenen Aufgaben. Frick und sein Mi-
nisterium konnten kaum noch allgemei-
ne, Ressort übergreifende Interessen zur 
Geltung bringen. Stattdessen nahmen sie 
vornehmlich die Aufgaben der laufen-
den Verwaltung wahr und setzten die ih-
nen vorgegebenen politischen Entschei-
dungen um.163

Immerhin erreichte Frick noch eine for-
male Aufwertung seiner Person und seiner 
Aufgaben. Im Dezember 1938 erging eine 
»ausdrückliche Führeranordnung«, wo-
nach »alle Maßnahmen von größerer Be-
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deutung auf dem Gebiete der staatlichen 
und berufsständischen Verwaltung«, die die 
Abgrenzung von Verwaltungsräumen oder 
die Behördenorganisation betrafen, schon 
im vorbereitenden Stadium dem Reichsin-
nenministerium zur Kenntnis zu bringen 
waren.164 Schließlich wurde Frick noch Ge-
neralbevollmächtigter für die Reichsver-
waltung (GBV), der mit der Erklärung des 
Kriegszustandes die einheitliche Führung 
der zivilen Verwaltung übernehmen soll-
te, und mit Kriegsbeginn Mitglied des Mi-
nisterrats für die Reichsverteidigung. Das 
waren aber nur minimale Konzessionen 
und Vertröstungen, die Hitler seinen Ge-
folgsleuten zu gewähren p�egte, wenn er 
sie nicht völlig vor den Kopf stoßen woll-
te. Sie kompensierten nicht den inzwischen 
eingetretenen Macht- und Autoritätsver-
lust Fricks und seines Ministeriums, son-
dern kaschierten ihn nur.165

Sie konnten insbesondere nicht dar-
über hinwegtäuschen, dass Frick mit sei-
ner Reichsreform im Großen und Ganzen 
gescheitert war. Das von ihm favorisierte 
Modell der Reichsgaue unter Leitung eines 
»Reichsstatthalters«, der dann in Personal-
union Gauleiter für den gleichnamigen 
(Partei-)Gau der NSDAP  war, konnte er 
nur in Österreich, dem Sudetenland und 
den eingegliederten polnischen Gebie-
ten Danzig-Westpreußen und Wartheland 

164 Ebenda.
165 Wie vor; vgl. im Einzelnen zur Rolle Fricks im Ministerrat für die Reichsverteidigung und 

als Generalbevollmächtigter für die Reichsverwaltung: Rebentisch, Führerstaat (wie Anm. 
1), 117 ff und 143 ff.

166 Vgl. Rolf Grawert , Die nationalsozialistische Herrschaft, in: Josef Isensee/Paul Kirchhof 
(Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland. Band I (Historische 
Grundlagen). Heidelberg 2003, 235–265, bes. 250 f., 253 f.

rea lisieren. Es ließ sich aber nicht auf das 
»Altreich« übertragen. Hitler lehnte eine 
solche Neuordnung der Mittelinstanz des 
Deutschen Reiches wie auch andere Re-
formpläne Fricks kategorisch ab. Statt einer 
zentralistischen Verreichlichung der Ver-
waltung mit einem System nachgeordne-
ter Behörden schuf bzw. duldete Hitler ein 
unübersichtliches Neben- und Durchein-
ander von Reichsstatthaltern, Reichskom-
missaren, Landesregierungen, Ministerprä-
sidenten usw. Bisweilen waren dabei die 
nachgeordneten Landesbehörden mit den 
Ministerien des Reichs nicht sachgerecht 
verbunden. Schließlich favorisierte Hitler 
ihm unmittelbar unterstellte Institutionen 
und Sonderbehörden. Sie bestanden neben 
den Reichsministerien und waren ihnen 
weitgehend gleichgestellt. So entstanden 
in unsystematischer Weise ministergleiche 
Reichskommissare, Sonderbevollmächtig-
te u. a. m. sowie – vor allem aus dem Be-
reich der Partei – Sonderorganisationen 
wie der Reichsarbeitsdienst, die Organi-
sation Todt, der Reichsjugendführer, der 
Reichsführer SS u. a. m., die die staatliche 
Spitzenorganisation des Reiches verviel-
fältigten. Das Ergebnis war ein pluralisti-
sches Herrschaftsgefüge mit desorganisier-
ter Verwaltungsstruktur.166

Frick, der »Bürokrat«, war Hitler dafür 
zu un�exibel. Dieser zog sich seinerseits 
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Abb. 13: Frick im Sudetenland, 23. September 1938.

Abb. 14: Auf Besuch am 23. September 1938 im Sudetenland. Von links nach rechts: 
Wilhelm Stuckart, Frick, Adolf v. Bomhard, Konrad Henlein und Hans Krebs.
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immer mehr auf sein Landgut in Kemp-
fenhausen am Starnberger See zurück. Von 
dort aus »regierte« er dann sein Ministeri-
um. Hitler beklagte sich »sehr bitter« dar-
über, dass es Tage dauere, bis man Frick zu 
einer Unterschrift bewegen könne. Damit 
trieb eine Entwicklung ihrem Höhepunkt 
zu, die – wenn man Fricks Kontrahenten 
Goebbels insoweit glauben darf - schon 
Jahre vorher begonnen hatte. Bereits im Juli 
1935 – also noch vor dem Besuch Fricks in 
Bad Kreuznach – hatte Goebbels im Zu-
sammenhang mit den von Frick ungelös-
ten Problemen in Kirchenangelegenhei-
ten geunkt, dieser sei »erledigt« und müsse 
»wohl bald dran glauben«.167 Im März 1936 
notierte Goebbels in sein Tagebuch, dass 
Hitler wieder einmal »wütend« auf Frick 
und dessen Staatssekretär Ludwig Grau-
ert sei: »Beide müssen einmal weg.« Einige 
Monate später �ndet sich die Eintragung: 
»Himmler berichtet über Konzentrations-
lager. Frick steht auch da überall im Wege.« 
Und Ende des Jahres 1937 kam es zwischen 
Hitler und dem von Goebbels so genann-
ten »Revolutionär in Pantoffeln« über das 
traditionelle Juristenmonopol in der Beam-
tenschaft zu einer heftigen Auseinanderset-
zung. Dabei erhielt Frick »vom Führer eine 
furchtbare Abreibung über die Juristen. Er 
wehrt sich verzweifelt, aber das nutzt ihm 
nichts. Der Führer schlägt ihn k.o.«168

Es gab sicherlich viele Gründe für die 
Abberufung Fricks aus seinem Amt als 
Reichsinnenminister. Sie lassen sich im We-

167 S. bereits oben S. 252.
168 Zit. nach Rebentisch, Führerstaat (wie Anm. 1), 100 f.
169 So auch die Einschätzung Hitlers, vgl. dazu Picker, Tischgespräche (wie Anm. 13), 61.
170 Vgl. Fischer, Frick (wie Anm. 1), 255.

sentlichen dahin zusammenfassen, dass er 
nicht mehr in die Zeit passte. In der Phase 
der Machteroberung und Machtkonsoli-
dierung war Frick eine wesentliche Stüt-
ze des NS-Herrschaftssystems gewesen. 
Er hatte für den nationalsozialistischen 
Staat eine eingespielte und straff durchor-
ganisierte Verwaltung, den alten »Berufs-
beamten-Apparat«, gewonnen, der dann 
den entscheidenden Beitrag zur umfas-
senden Kontrolle über den Staat und zur 
Machtbefestigung der NSDAP  leistete. 
Denn die Erfüllung dieser aus der Sicht 
der neuen Machthaber notwendigen Auf-
gaben und die Lösung von »dif�zilen Pro-
blemen« wäre allein mit den Kräften der 
Parteifunktionäre »kläglich gescheitert«.169 
Die Wertschätzung Hitlers für den alten 
»Kampf- und Weggefährten« Frick wur-
de auch deutlich an dessen 65.�Geburts-
tag im März 1942. Seine Glückwünsche 
verband er mit einer Dotation in Höhe 
von 250 000 Reichsmark. Weitere 100 000 
Reichsmark erhielt Frick noch aus der Kas-
se des Reichswirtschaftsministeriums.170

Aber das waren schon gleichsam »Ab-
schiedsgeschenke«. Die Zeiten hatten 
sich geändert – und Frick nicht. Im Jahr 
1942/43 befand sich das Deutsche Reich 
im vierten Kriegsjahr. Ende Januar/An-
fang Februar 1943 verlor Hitler-Deutsch-
land die Schlacht um Stalingrad, sie 
brachte eine Wende im Krieg gegen die 
Sowjetunion. Drei Wochen später hielt 
Goebbels im Sportpalast in Berlin seine 
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Rede zum »totalen Krieg«: »Wir müssen 
uns also zu dem Entschluss durchringen, 
nun ganze Sache zu machen, d. h. den 
Krieg um das Leben unseres Volkes auch 
mit dem Leben des ganzen Volkes zu be-
streiten. Der totale Krieg ist also das Ge-
bot der Stunde. (…) Und darum lautet die 
Parole: ‹Nun, Volk, steh auf, und Sturm 
brich los!›».171 Damit war schon längst die 
»Friedensordnung« von der »Kriegsord-
nung« abgelöst und auch der Führungs-
stil hatte sich gewandelt. Hitler hatte das 
Amt des Reichskriegsministers und dann 
auch das des Oberbefehlshabers des Hee-
res selbst übernommen. Herrschaftsziele 
waren nicht mehr Machteroberung und 
Machtkonsolidierung – durch eine büro-
kratisch-autoritäre Regierung, sondern 
die Eroberung der Länder Europas und 
deren Unterdrückung, der Holocaust, 
die »Kolonisierung« und »Germanisie-
rung« von Teilen Ostmittel- und Osteu-
ropas – durch die persönliche Führung 
des »Führers«.172

Der Völkermord an den europäischen 
Juden war in vollem Gange. Nach der unter 
Leitung des SS-Obergruppenführers und 
Generals der Polizei Reinhard Heydrich 
am 20. Januar 1942 abgehaltenen Wann-
seekonferenz hatten die Deportationen 
der Juden und ihre »fabrikmäßige« Er-
mordung in den Vernichtungslagern im 
Osten begonnen.

171 Goebbels in seiner »Sportpalastrede« vom 18. Februar 1943, vgl.: https://de.wikipedia.org/
wiki/Sportpalastrede (zuletzt besucht am 10.02.2017).

172 Vgl. Grawert , Herrschaft (wie Anm. 166), 260 f.
173 S. oben S. 251.
174 Fraenkel, Doppelstaat (wie Anm. 69).
175 Ebenda, 49.

Das war nicht die Welt des »Legalisten« 
Frick, der vor Erlass der Nürnberger Ras-
sengesetze erklärt hatte, dass er eine Lö-
sung der Judenfrage »langsam aber sicher 
auf vollkommen legalem Wege« herbeifüh-
ren werde.173

In der Terminologie von Ernst Fraen-
kel174 war Frick ein wichtiger Vertreter 
des »Normenstaates«. Das nationalsozi-
alistische Herrschaftssystem bestand nach 
Fraenkel aus zwei großen Bereichen: dem 
»Normenstaat« und dem »Maßnahmen-
staat«. Unter »Normenstaat« verstand 
Fraenkel das Regierungssystem, das mit 
weitgehenden Herrschaftsbefugnissen 
zwecks Aufrechterhaltung der Rechtsord-
nung ausgestattet war, wie sie in Gesetzen, 
Gerichtsentscheidungen und Verwaltungs-
akten der Exekutive zum Ausdruck ge-
langen.175 »Maßnahmenstaat« war für ihn 
das Herrschaftssystem der unbeschränk-
ten Willkür und Gewalt, das durch kei-
nerlei rechtliche Garantien eingeschränkt 
war. Im Normenstaat galten – so Fraenkel 
weiter – alte und neue Vorschriften in dem 
Umfang, wie es zur Funktionsfähigkeit des 
auf Berechenbarkeit angelegten, im Prinzip 
weiter privatkapitalistisch strukturierten 
Wirtschaftssystems erforderlich war. Im 
Maßnahmenstaat handelten die national-
sozialistischen Funktionsträger unabhän-
gig von allen formalen Regeln und inhalt-
lichen Gerechtigkeitsvorstellungen so, wie 

https://de.wikipedia.org/wiki/Sportpalastrede
https://de.wikipedia.org/wiki/Sportpalastrede
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es ihnen zur Erhaltung ihrer Macht und 
zur Durchsetzung ihrer spezi�schen po-
litischen Ziele – z. B. der Judenverfolgung 
– zweckmäßig erschien. Normenstaat und 
Maßnahmenstaat waren keine komplemen-
tären Gewalten, sondern konkurrierende 
Herrschaftssysteme. Die gesamte Rechts-
ordnung stand zur Disposition des Maß-
nahmenstaates. Es gab keine Materie, die 
der Maßnahmenstaat nicht hätte an sich 
ziehen können.176

Schon zu Beginn der NS-Herrschaft 
hat ein Graf Reventlow die Quintessenz 
dieser Theorie plastisch in die Worte ge-
fasst: »Hitler hat zwei Arme, nämlich Frick 
und Himmler. Frick ist die Administrative, 
Himmler die Exekutive.«177

Spätestens mit dem fortschreitenden 
Weltkrieg und dem Völkermord an den 
europäischen Juden hatte – um im Bild zu 
bleiben – Fricks administrativer Arm aus-
gedient und Himmlers exekutiver Arm 
wurde immer stärker.

Bezeichnend ist, dass Frick vor sei-
ner Demission als Reichsinnenminister 
am 20. August 1943 noch die beiden letz-
ten Verordnungen zur Durchführung des 
Reichsbürgergesetzes erließ:

Die 12.�Verordnung zum Reichsbür-
gergesetz vom 25. April 1943178 »erfand« 
zwei neue Kategorien: Staatsangehörige 
auf Widerruf und Schutzangehörige des 

176 Vgl. auch Alexander von Brünneck in seinem Vorwort zu Fraenkel, Doppelstaat (wie Anm. 
69), 11.

177 Zit. nach Neliba, Legalist (wie Anm. 1), 159.
178 RGBl. I, 268.
179 RGBl. I, 372.

Deutschen Reiches, die keine Staatsange-
hörige sind. Zugleich stellte sie fest, dass 
Juden und »Zigeuner« nicht Staatsange-
hörige werden könnten, sie könnten auch 
nicht Staatsangehörige auf Widerruf oder 
Schutzangehörige sein.

Die 13.�Verordnung zum Reichsbürger-
gesetz vom 1. Juli 1943179 schließlich be-
stimmte, dass strafbare Handlungen von 
Juden durch die Polizei geahndet wurden 
und dass nach dem Tod eines Juden sein 
Vermögen dem Deutschen Reich ver�el.

Ebenso bezeichnend war, dass der 
Reichsführer SS und Chef der Deutschen 
Polizei Himmler nach Fricks Entlassung 
auch noch Reichsinnenminister wurde – 
und nach dem gescheiterten Attentat und 
Umsturz am 20. Juli 1944 zudem Oberbe-
fehlshaber des Ersatzheeres. Dabei sei da-
ran erinnert, dass keine zehn Jahre zuvor, 
am 1. Mai 1934, Himmler in Fricks Reichs- 
und Preußischen Innenministerium als In-
spekteur und stellvertretender Chef der 
preußischen Geheimen Staatspolizei an-
gefangen hatte. So hatten die beiden nach 
der Machteroberung und -konsolidierung 
und im Zuge des Weltkrieges und des Ho-
locaust ihre Rollen im Herrschaftssystem 
des Nationalsozialismus gewechselt.

Am 4. Oktober 1943 – sechs Wochen 
nach der Übernahme auch des Amtes des 
Reichsinnenministers – sprach Himmler 
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vor fast 100 hohen SS-Of�zieren erstmals 
offen über den Völkermord an den Juden:180

»Ich meine jetzt die Judenevakuierung, 
die Ausrottung des jüdischen Volkes. Es 
gehört zu den Dingen, die man leicht 
ausspricht. – ‹Das jüdische Volk wird 
ausgerottet›, sagt ein jeder Partei genosse, 
‹ganz klar, steht in unserem Programm, 
Ausschaltung der Juden, Ausrottung, 
machen wir.› (…) Von allen, die so re-
den, hat keiner zugesehen, keiner hat 
es durchgestanden. Von Euch werden 
die meisten wissen, was es heißt, wenn 
100 Leichen beisammen liegen, wenn 
500 daliegen oder wenn 1000 daliegen. 
Dies durchgehalten zu haben, und dabei 
– abgesehen von menschlichen Ausnah-
meschwächen – anständig geblieben zu 
sein, das hat uns hart gemacht und ist 
ein niemals geschriebenes und niemals 
zu schreibendes Ruhmesblatt unserer 
Geschichte.«

In dieser Welt wurde der »Legalist« Frick 
nicht (mehr) gebraucht.

Reichsprotektor in 
Böhmen und Mähren

Frick �el nicht ins Bodenlose. Hitler er-
nannte ihn sogleich zum Reichsprotek-
tor von Böhmen und Mähren. Auf Fricks 

180 Himmler in seiner Posener Rede vom 4. Oktober 1943, zit. nach: https://de.wikipedia.org/
wiki/Posener_Reden (zuletzt besucht am 10.02.2017).

181 Zit. nach Fischer, Frick (wie Anm. 1), 258.
182 Vgl. dazu Niklas Frank, Dunkle Seele – Feiges Maul. Bonn 2016, 395.
183 Ebenda.
184 Ebenda.

Drängen sorgte Hitler für einen Wechsel in 
allen Ehren. Er behielt den Titel als Reichs-
minister und das entsprechende Gehalt, 
auch blieb ihm der Rang des Reichsleiters. 
Frick war nun Chef einer vergleichswei-
se kleinen Dienststelle mit knapp zwan-
zig Mitarbeitern. Seine »rechte Hand« und 
faktischer Chef der Behörde wurde ein SS-

Gruppenführer. Goebbels meinte, Frick 
sei »damit endgültig zur Dekorations�gur 
geworden«.181

Frick war dann noch öfter und noch län-
ger auf seinem Landgut am Starnberger See. 
Im April 1945 begab er sich noch einmal 
nach Prag zu Geldtransaktionen. Bei sei-
ner Rückkehr brachte er einen Scheck über 
750 000 Reichsmark mit. Mit Hilfe des Di-
rektors der Bayerischen Hypotheken- und 
Wechsel-Bank, der ein Freund des Hauses 
war, und nach Anweisungen von Fricks 
Frau Margarete verteilte er das Geld auf 
verschiedene Konten, auf ein Konto seines 
Schwagers Paul Dörr, auf eins eines Fräu-
lein Schubert und auf die Konten seiner 
Kinder.182 Damals hatte Frick schon »End-
zeitstimmung«. Dem Bankdirektor gegen-
über erklärte er: »Wenn die Amerikaner 
kommen, werde ich mich erschießen.«183 
Auf den Einwand seines Gegenüber, er sol-
le das nicht tun, er habe den Amerikanern 
doch viel zu sagen, korrigierte sich Frick: 
»Sollte Hitler zu diesem Zeitpunkt nicht 
leben, werde ich es ihnen sagen.«184

https://de.wikipedia.org/wiki/Posener_Reden
https://de.wikipedia.org/wiki/Posener_Reden
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Hauptkriegsverbrecher in Nürnberg

Anfang Mai 1945 wurde Frick von Sol-
daten der US-Armee in Kempfenhausen 
festgenommen. Sein Name hatte auf allen 
alliierten Listen der Hauptkriegsverbre-
cher gestanden, er war ein sehr gesuch-
ter Mann. Frick hatte sich nicht erschos-
sen und er hatte – obwohl Hitler längst 
Selbstmord begangen hatte – den Ameri-
kanern nichts davon gesagt. Die Alliierten 
inhaftierten ihn mit den anderen gefassten 
Hauptkriegsverbrechern im Nürnberger 
Gerichtsgefängnis. In der Folgezeit sam-
melten besonders die amerikanischen An-
kläger Material gegen ihn. Es betraf vor al-
lem Fricks Tätigkeit in den Anfangsjahren, 
insbesondere die von ihm vorbereiteten 
Verordnungen, mit denen die politischen 
Gegner ausgeschaltet, die Juden drangsa-
liert und die Kirchen in ihrem Handeln 
eingeschränkt wurden.185

Frick wurde wegen sämtlicher Ankla-
gepunkte, deretwegen die führenden Na-
zis in Nürnberg zur Verantwortung gezo-
gen werden konnten, angeklagt: 1. wegen 
Beteiligung an einem gemeinsamen Plan 
oder Verschwörung zur Führung eines An-
griffskrieges (insbesondere hinsichtlich der 
Kriegsvorbereitungen, des Bruchs zahlrei-
cher internationaler Verträge und der Be-
setzungen von Nachbarländern), 2. wegen 
Verbrechen gegen den Frieden, 3. wegen 
Kriegsverbrechen (an der Zivilbevölke-
rung) und 4. wegen Verbrechen gegen die 

185 Vgl. dazu Bradley F. Smith, Der Jahrhundert-Prozess. Die Motive der Richter von Nürnberg�– 
Anatomie einer Urteils�ndung. Frankfurt 1979, 217 f.

186 Zit. nach Rehberger, Kerndeutsch (wie Anm. 1), 227.

Menschlichkeit (u. a. wegen der Beteiligung 
am Holocaust).

In dem vor dem Internationalen Mi-
litärgerichtshof in der Zeit vom 20.�No-
vember 1945 bis zum 1. Oktober 1946 
dauernden Verfahren versuchte Fricks 
Ver teidigung ihn als schlichten Beamten 
darzustellen, der nur Anweisungen befolgt 
habe. Zudem bagatellisierte sein Rechtsan-
walt dessen Tätigkeit während des Krieges. 
Frick selbst erzählte nicht viel. Nur zwei-
mal gab Frick eine Erklärung ab. Zu Be-
ginn des Prozesses antwortete er auf die 
Frage des Gerichts, dass er »unschuldig« 
sei. Ein zweites Mal äußerte er sich in sei-
nem kurzen Schlusswort und sagte: »Der 
Anklage gegenüber habe ich ein reines Ge-
wissen. Mein ganzes Leben war Dienst an 
Volk und Vaterland. Ihnen habe ich mei-
ne beste Kraft in treuester P�ichterfül-
lung gewidmet.«186 Frick war der einzige 
Angeklagte, der nicht – wie es im ameri-
kanischen Prozess möglich ist�– als Zeuge 
in eigener Sache auftrat. Der Grund da-
für ist nicht bekannt. Im Raum steht die 
Vermutung des US-Anklägers Robert W. 
Kempner im Nürnberger Prozess: 

»Er (Frick) schwieg (…) aus Angst, dass 
seine Geldmanipulationen zutage träten 
und man ihn deshalb als einen ganz 
schmierigen Wicht betrachten würde, 
weil er von der Böhmischen Staatsbank 
in den letzten Tagen vor dem Einmarsch 
(der Alliierten) an Freunde und Ver-
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wandte große Kontenüberweisungen 
gemacht hatte.«187

Auch sonst blieb das Bild von Frick blass. 
Er zeigte sich von den Vorgängen im Ge-
richtssaal nicht sonderlich berührt. Wäh-
rend andere Angeklagte in Streit über die 
geschilderten Verbrechen gerieten, sagte 
Frick einmal beim Mittagessen, »wie schön 
es jetzt wäre, wenn man bei diesem schö-
nen Wetter Ski fahren gehen könnte.«188

Das am 1. Oktober 1946 verkündete Ur-
teil lautete auf Todesstrafe.189 Der Gerichts-
hof befand Frick in dem Anklagepunkt 
1 (»gemeinsamer Plan und Verschwö-
rung«) für nicht schuldig, in den weite-
ren Anklagepunkten 2 (Verbrechen gegen 
den Frieden), 3 (Kriegsverbrechen) und 
4 (Verbrechen gegen die Menschlichkeit) 
für schuldig. In dem Urteil heißt es u. a.:190

»Als eifriger Nazi war Frick weitge-
hend dafür verantwortlich, dass die 
deutsche Nation unter die vollständige 
Kontrolle der NSDAP gebracht wurde. 
Nachdem Hitler Reichskanzler gewor-
den war, begann der neue Innenminister 
unverzüglich, die Länderregierungen 
in die Reichsoberhoheit einzugliedern. 
Gesetze, die er entwarf, unterschrieb 
und anwandte, hoben alle Oppositions-
parteien auf und bereiteten den Weg 
für die Gestapo und deren Konzentra-
tionslager, die jeden Einzelwiderstand 
vernichteten. Er war weitgehend für 

187 Zit. nach Rehberger, Kerndeutsch (wie Anm. 1), 262.
188 Vgl. dazu und zum Folgenden Rehberger, Kerndeutsch (wie Anm. 1), 260 ff.
189 Vgl. Fischer, Frick (wie Anm. 1), 263.
190 Zit. nach Das Urteil von Nürnberg. München 1946, 140–143.

die Gesetzgebung verantwortlich, die 
die Gewerkschaften, die Kirche und die 
Juden unterdrückte. Er erfüllte seine 
Aufgabe mit rücksichtsloser Energie. 
(…)
Sechs Monate nach der Besitzergrei-
fung Österreichs wurde Frick im Sinne 
der Bestimmungen des Reichsvertei-
digungsgesetzes vom 4. September 
1938 Generalbevollmächtigter für die 
Verwaltung des Reiches. Er wurde für 
die Kriegsverwaltung, mit Ausnahme 
der militärischen und wirtschaftlichen 
Belange, verantwortlich für den Fall, 

Abb. 15: Frick in seiner Zelle während 
des Nürnberger Kriegsverbrecherprozes-
ses, 1945/46.
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dass Hitler den Verteidigungszustand 
verkünden sollte. (…)
Frick unterschrieb am 13. März 1938 das 
Gesetz, das Österreich mit dem Reich 
vereinigte, und er wurde mit dessen 
Durchführung betraut. Zur Einrichtung 
der deutschen Verwaltung in Österreich 
gab er Verordnungen heraus, durch die 
das deutsche Recht, die Nürnberger 
Gesetze und die Militärdienstp�icht 
eingeführt wurden, und er sorgte für die 
Gleichschaltung unter Himmler. Er un-
terschrieb auch die Gesetze, durch die 
das Sudentenland, Memel, Danzig, die 
Ostgebiete (Westpreußen und Posen), 
ferner Eupen-Malmedy und Moresnet 
dem Reich einverleibt wurden. Ihm 
wurden die eigentliche Angliederung 

dieser Gebiete und die Errichtung der 
deutschen Verwaltung in ihnen übertra-
gen. Er unterschrieb das Gesetz, durch 
welches das Protektorat von Böhmen 
und Mähren geschaffen wurde. (…)
Immer ein wilder Antisemit, entwarf, 
unterzeichnete und handhabte Frick 
zahlreiche Gesetze, die den Zweck 
hatten, die Juden aus Deutschlands 
Leben und Wirtschaft auszuschalten. 
Seine Tätigkeit schuf die Basis für die 
Nürnberger Gesetze und er war bei 
ihrer Durchsetzung tätig. Er war ver-
antwortlich für das Verbot, aufgrund 
dessen Juden zahlreiche Berufe nicht 
ausüben konnten, und für die Einzie-
hung ihres Besitzes, er unterschrieb 
1943 nach der Massenausrottung von 

Abb. 16: Blick in den Gerichtssaal während des Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-
prozesses. In der unteren der beiden Anklagebänke sichtbarer Dritter v. r. Wilhelm 
Frick.
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Juden im Osten einen endgültigen 
Erlass, der sie außerhalb des Gesetzes 
stellte und übergab sie der Gestapo. 
Diese Gesetze ebneten den Weg zur 
‹Endlösung› und wurden von Frick auf 
die einverleibten Gebiete und gewisse 
besetzte Gebiete ausgedehnt. 
Während er Reichsprotektor von Böh-
men und Mähren war, wurden tausende 
von Juden vom Ghetto in Theresien-
stadt in der Tschechoslowakei nach 
Auschwitz überführt, wo sie getötet 
wurden. Er gab einen Erlass heraus, der 
ein besonderes Strafgesetz für Juden 
und Polen im Generalgouvernement 
enthielt.
Die Polizei gehörte of�ziell in die Zu -
ständigkeit des Reichsinnenministers, 
doch übte Frick tatsächlich nur geringe 
Kontrolle über Himmler und Polizei -
angelegenheiten aus. Er unterschrieb 
jedoch sowohl das Gesetz, durch das 
Himmler zum Leiter der deutschen 
Polizei ernannt wurde, als auch die 
Verordnungen, die der Gestapo die 
Zuständigkeit für die Konzentrations-
lager übertrugen und die Ausführung 
der Befehle zur Inschutzhaftnahme 
regelten. (…)
Als oberste Reichsbehörde in Böhmen 
und Mähren trägt Frick allgemein 
die Verantwortung für die Unterdrü-
ckungsmaßnahmen in diesem Gebiet 
vom 23. August 1943 an, wie zum Bei-
spiel die Terrorisierung der Einwohner, 
Sklavenarbeit und die Deportation der 

191 S. dazu oben S. 227.
192 Vgl. Rehberger, Kerndeutsch (wie Anm. 1), 228.

Juden in Konzentrationslager zum 
Zwecke der Ausrottung. (…)
Während des Krieges unterstanden 
Frick Privatkliniken, Krankenhäuser 
und Irrenhäuser, in welchen der Gna-
dentod zur Anwendung kam. (…) Es 
war ihm bekannt, dass geistig Defekte, 
kranke und altersschwache Personen, 
‹nutzlose Esser›, systematisch umge-
bracht wurden. (…)

Nach der Urteilsverkündung zuckte Frick 
gefühllos die Achseln und erklärte, er hätte 
nichts anderes als Hängen erwartet. Reue, 
Einsicht, auch nur Nachdenklichkeit über 
seine Vergangenheit zeigte er auch ange-
sichts des Todes nicht. Er starb mit den an-
deren zur Todesstrafe verurteilten Haupt-
kriegsverbrecher am 16. Oktober 1946 im 
Gefängnis von Nürnberg. Ihm geschah, 
was er Unschuldigen angedroht, zugedacht 
und zugefügt hatte: »An den Galgen mit 
den Verbrechern«.191

Später stellte sich heraus, dass Frick kei-
neswegs so legalistisch und korrekt war, 
wie er immer wieder behauptet hatte. Auch 
mit seiner »treuesten P�ichterfüllung« war 
es nicht so weit her. Unter dem Deckman-
tel des Bürokraten und Biedermannes hatte 
er auf seinem Geheimkonto ein Vermögen 
an Wertpapieren in Höhe von über 1 Mil-
lion Reichsmark zusammengerafft.192 Dies 
kam noch zu dem unterschlagenen und 
auf die Konten seiner Familienangehöri-
gen verteilten 750 000 Reichsmark hinzu. 
Den Rest besorgte dann noch seine Frau 
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Margarete. Als Frick schon in Haft war, am 
29. September 1945, überwies sie persön-
lich einen Betrag von 400 000 Reichsmark 
auf das Konto ihres Bruders Paul Dörr.193 
Das Geld stammte aus einem Transfer von 
300 000 Reichsmark von einem Frickschen 
Konto in Berlin und 100 000 Reichsmark 
aus Prag.194 Ob das wohl das Geld von den 
Geschenken zu Fricks 65. Geburtstag war? 
Auch sonst hatte Margarete Frick viel zu 
verbergen.195 Dazu gehörte etwa eine Kas-
sette mit Schmuckstücken und zahlrei-
chen Dokumenten, u. a. einer Liste, in der 
ca. 15 Stellen aufgeführt waren, bei denen 
sie Vermögensgegenstände u. a. versteckt 
hatte. Weiteren Schmuck hatte sie beim 
Einmarsch der Amerikaner in Kempfen-
hausen unter ihrer Bluse getragen und so 
verborgen.

Erinnerung und Aufarbeitung

Bad Kreuznach hat sich nach der Befrei-
ung vom Faschismus recht schnell von 
dieser »braunen« Vergangenheit entledigt. 
Die Wilhelm-Frick-Siedlung benannte 
man in den ersten Nachkriegsjahren um 
in Märschsiedlung. Das Ehrenbürgerrecht 
von Bad Kreuznach wurde Frick auf Initi-
ative des Bad Kreuznacher Kommunisten 
Hugo Salzmann, der nach seiner Befrei-
ung aus dem Zuchthaus zunächst noch in 

193 Vgl. Frank, Seele (wie Anm. 182), 409.
194 Ebenda, 395.
195 Vgl. im Einzelnen ebenda, 400 ff.
196 Vgl. die Rheinpfalz – Südwestdeutsche Zeitung – vom 20. Oktober 1994 (»Streit um Dar-

stellung von Nazigröße Wilhelm Frick«).

der Wilhelm Frick-Siedlung hatte unter-
kommen müssen, vom Stadtrat von Bad 
Kreuznach im Jahr 1950 aberkannt. Ge-
blieben ist als Stück Lokalgeschichte die-
ser unsäglichen Geschichte nur der Eintrag 
Fricks im »Eisernen Buch« der Stadt.

Damit distanzierte sich Bad Kreuznach 
sehr viel schneller und konsequenter von 
Frick als seine Geburtsstadt Alsenz. Dort 
hatte man unter dem Druck der »Besat-
zer« 1945/46 die Ehrenbürgerschaft Fricks 
für »hinfällig« erklärt und die Ehrentafel 
an seinem Geburtshaus entfernt. Aber die 
Ehrenbürgerschaft wurde ihm – wie ihm 
und anderen Nazi-Namengebern in vielen 
anderen Städten und Gemeinden – nicht 
ausdrücklich aberkannt. Auch hatte man 
die Ehrentafel gut aufgehoben und dann 
Mitte der 1980er Jahre unkommentiert in 
der Nordpfalz-Galerie in Alsenz zusam-
men mit bedeutenden Persönlichkeiten der 
Nordpfalz ausgestellt. Beigefügt war der 
Tafel mit dem Text zu dem Alsenzer Eh-
renbürger Dr. Wilhelm Frick ein »Lebens-
lauf, der Frick überwiegend als ‹harmlosen 
Beamten und Politiker darstellt und am 
Ende kurz erwähnt, dass er 1946 hinge-
richtet wurde, nicht aber, warum›.«196 Ei-
nige Jahre später kritisierte dies öffentlich 
ein SPD-Mitglied des Verbandsgemeinde-
rats Alsenz-Obermoschel. Die Gemein-
de reagierte zunächst hil�os, es �el auch 



276

Joachim Hennig

das böse Wort des »Netzbeschmutzers«.197 
Dann beauftragte sie aber doch zwei Gut-
achter mit dem Entwurf eines neuen Tex-
tes. Er wurde vom Gemeinderat einmütig 
angenommen. Seitdem lautet der Text ne-
ben der Tafel, Frick habe »zur Elite des NS-

Staates« gehört und sei ein »Gehilfe seiner 
Verbrechen« gewesen. Wegen »Verbrechen 
gegen den Frieden, Kriegsverbrechen und 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit« sei 
er im Nürnberger Hauptkriegsverbrecher-
prozess 1946 zum Tode verurteilt und hin-
gerichtet worden.198 Damit war Jahrzehnte 
später und nach viel Polemik der ehedem 
»größte Sohn der Nordpfalz« dann doch 
auch in seinem Geburtsort sachgerecht 
angekommen.

197 Die Rheinpfalz – Rockenhausen – vom 4. November 1994 (»Rat lässt Frick-Darstellung 
überarbeiten«).

198 Die Rheinpfalz – Rockenhausen – vom 14. Dezember 1994 (»Neuen Text begrüßt«).
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